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Vorwort/Nachwort 

Die SUP-Richtlinie (RL 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter 
Pläne und Programme vom 27. Juni 2001) war bis zum 20. Juli 2004 in nationales Recht 
umzusetzen. Die Richtlinie bezieht sich in ihrem Anwendungsbereich auf die UVP-
Richtlinie und die Natura 2000 Schutzgebiete. Sofern bestimmte Pläne und Programme die 
Grundlage für Projekte sein können, die eine UVP oder eine Naturschutzverfahren für Pro-
jektgenehmigungen erforderlich machen, ist vor der Planerstellung eine Strategische Um-
weltprüfung (SUP) durchzuführen. 

Der Kern der SUP ist der zu erstellende Umweltbericht, der die voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen sowie Alternativen ermittelt, beschreibt und bewertet. Während 
der Prüfung der Pläne und Programme sind die Öffentlichkeit und die Umweltbehörden zu 
konsultieren. Die Ergebnisse der SUP und des Konsultationsverfahren sind in der Ent-
scheidung über den Plan oder das Programm zu berücksichtigen („Berücksichtigungs-
pflicht“). Die Planungsentscheidung und die Entscheidungsgründe sind zu veröffentlichen. 

In Österreich erwarteten viele von der SUP eine Verbesserung der Verkehrsplanung und 
eine Entlastung der UVP-Verfahren von Grundsatzfragen (zB Alternativenprüfung, Ver-
kehrsträgerwahl: Straße oder Schiene?) und dadurch eine beschleunigte und konfliktfreiere 
Abwicklung der UVP-Genehmigungsverfahren). 

2003 hat die AK gemeinsam mit der Wirtschaftskammer, der MA22 der Gemeinde Wien 
und dem Lebensministerium zusammen mit etwa 25 weiteren ExpertInnen aus allen Berei-
chen - auch des BMVIT - im Rahmen der ÖGUT einen konsensualen Problembefund zum 
Thema SUP und Verkehrsplanung erstellt, Empfehlungen ausgearbeitet und diese auch 
den im Parlament vertretenen Parteien vorgestellt. 

Die AK hatte damals vor der Umsetzung der Richtlinie in Österreich vehement die Strategi-
sche Umweltprüfung als verkehrsträgerübergreifende Prüfung des Generalverkehrsplanes 
Österreich aus 2002 gefordert. Aber auch, dass darin nicht nur der Ausbau der Infrastruktur 
enthalten sein soll, sondern ebenso verkehrspolitische Maßnahmen, insbesondere zur 
Steuerung des Verkehrsaufkommens im Sinne der Effizienz und der umweltpolitischen 
Ziele unter Berücksichtigung eines verbesserten Mobilitätsmanagements. 

2005 wurde das Gesetz zur Strategischen Prüfung im Verkehrsbereich (SP-V-G) beschlos-
sen, aber alle im Generalverkehrsplan Österreich aufgelisteten Projekte blieben, entgegen 
allen Forderungen, ausgeklammert – immerhin rund 70 Straßen- und 200 Schienenprojek-
te. 

Ziel der gemeinsam mit dem Ökobüro veranstalteten Tagung war die Darstellung der Ent-
wicklung in der österreichischen Verkehrsplanung und -politik in Folge der Umsetzung der 
SUP-Richtlinie in Österreich. Das SP-V-G und Erfahrungen damit wurden von verschiede-



 

nen Seiten untersucht und diskutiert. Ein Blick in unsere EU-Nachbarstaaten machte deut-
lich, dass die Umsetzung der Richtlinie nicht nur in Österreich eine große Herausforderung 
ist. 

Die Vorträge, aber auch die Podiumsdiskussion auf dieser Tagung haben gezeigt, dass 
sich das SP-V-G als völlig unzureichend erwiesen hat. 

Seit Inkrafttreten des SP-V-G wurden für fünf neue Projekte Verkehrs-SUPs durchgeführt. 
Alle betreffen Straßenprojekte, drei davon in Niederösterreich (Weinviertel Straße von Sto-
ckerau nach Kleinhaugsdorf, Marchfeldstraße, Traisentalstraße), eines in Kärnten (B 317 
Scheifling-Klagenfurt) und eines in Wien (Verbindungsspange A 23 – S 1). In den Umwelt-
berichten aller fünf Projekte wurde das Kyoto-Ziel praktisch völlig ausgeklammert, ebenso 
viele andere wichtige Umweltgesetze. Trotzdem wurde in allen fünf Fällen die Empfehlung 
für einen Schnellstraßenausbau gegeben, allerdings jeweils in Kombination mit einer Emp-
fehlung für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs. Es wurde dann aber nur jeweils die 
Straßentrasse ins Bundesstraßengesetz aufgenommen, der öffentliche Verkehr ist unter 
den Tisch gefallen. 

Die Strategische Umweltprüfung für den Verkehr nach dem SP-V-G sieht weder eine ex-
terne Überprüfung der Umweltberichte vor noch irgendwelche Überprüfungsrechte. Auch 
die Pflicht des Verkehrsministers, die Umwelterwägungen und Einwendungen bei der Pla-
nungsentscheidung zu berücksichtigen, bleibt praktisch ohne Konsequenzen. 

Es bestand die einhellige Meinung, dass das SP-V-G nicht auf der geeigneten Planungs-
ebene, nämlich viel zu projektnah ansetzt. Außerdem ist dadurch, dass die „Initiatoren“ 
(das sind die Errichtungsgesellschaften wie ASFINAG oder ÖBB Infrastruktur Bau AG oder 
Via Donau bzw. der Verkehrsminister selbst oder die Länder) die Netzveränderung vor-
schlagen - und die Kosten dafür selber tragen müssen - eine echte intermodale strategi-
sche Prüfung unmöglich. Es ist betriebswirtschaftlich unwahrscheinlich, aber auch unzu-
mutbar, dass eine Errichtungsgesellschaft einen Umweltbericht erstellt, der zugunsten des 
anderen Errichters ausgeht. Außerdem ist durch die Ausklammerung des GV-P-Ö die gro-
ße Menge der Netzveränderungen ausgeklammert, so dass nur einzelne Trassenverbin-
dungen übrig blieben. In den Umweltberichten wurde zudem jeweils der Untersuchungs-
rahmen räumlich zu eng gesteckt, so dass ganz wesentliche Verkehrsströme in die Unter-
suchung nicht einbezogen wurden. 

Fast einhellig wurde auch kritisiert, dass keine Vertreter einer qualifizierten Öffentlichkeit in 
die Prüfungsprozesse - also in die Erstellung der Umweltberichte - eingebunden waren. Die 
bisher durchgeführten Pilot-SUPs haben aber gezeigt, dass diese Form der „Demokratisie-
rung“ des Prüfprozesses dazu führt, dass weitaus mehr Fragestellungen und Zielkonflikte 
einbezogen und auch geklärt werden können und daher eigentlich der einzig gangbare 
Weg zu einer öffentlichen Akzeptanz sind. 

Darüber hinaus ist aber auch der Mangel an jeglichem externen Überprüfungsmechanis-
mus mit dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit nicht vereinbar. Immerhin handelt es sich bei 



 

Planungsentscheidungen auf dieser Ebene um Festlegungen, die Rechtseingriffe in gro-
ßem Umfang mit sich bringen. 

Die AK fordert daher, die strategische Umweltprüfung für den Verkehr grundlegend neu zu 
gestalten und im Sinne der ursprünglichen Forderungen und aufbauend auf den Erfahrun-
gen der Praxis eine verkehrsträgerübergreifende strategische Umweltprüfung mit rechts-
staatlichen Standards auf der geeigneten Planungsebene gesetzlich zu etablieren. 

 

 

 

Wien, im Oktober 2007          Cornelia Mittendorfer 
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1. Regelt die SUP-Richtlinie die zentralen 
Elemente einer Strategischen 
Umweltprüfung? 

Dieter Günnewig, Bosch&Partner, Hannover 

 

1.1 Was sind die europäischen Zielsetzungen?  

Die Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Prüfung 
der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme („SUP-Richtlinie“) trat am  
21. Juli 2001 in Kraft. Sie setzt den Mindestrahmen für das gemeinschaftliche Verfahren 
zur Umweltprüfung, das von den Mitgliedsstaaten in vergleichbarer Weise bei der Aufstel-
lung und Annahme von Plänen und Programmen, die voraussichtlich erhebliche Umwelt-
auswirkungen haben werden, umzusetzen ist. 

Die SUP-Richtlinie ist ein wesentlicher Bestandteil der europäischen Umweltpolitik zur 
nachhaltigen Förderung und Entwicklung eines hohen Umweltschutzniveaus. Im Kontext 
der europäischen Umweltvorschriften hat die Strategische Umweltprüfung von Plänen und 
Programmen die Aufgabe, die mit der Richtlinie 85/337/EWG bereits seit mehr als 20 Jah-
ren eingeführte Projekt-UVP im vorgelagerten Planungs- und Entscheidungsverfahren zu 
ergänzen. Bei der Einführung der SUP-Richtlinie hat die EU-Kommission begründet, dass 
die UVP insbesondere bei Großprojekten häufig in einem zu späten Entscheidungsstadium 
stattfindet. Wichtige Festlegungen über den Standort oder die Alternativen können bereits 
erfolgt sein, und die Möglichkeiten signifikanter Anpassungen sind dann häufig begrenzt. 
Bereits bei der Ausarbeitung und spätestens bei der Annahme der jeweils rahmensetzen-
den Pläne und Programme sollen Umwelterwägungen frühzeitig und systematisch berück-
sichtigt werden. Alternative Lösungen sind in Betracht zu ziehen und in die Entscheidungs-
findung einzustellen. Sollte dennoch gegen die umweltverträglichste Lösung entschieden 
werden, sind die Abwägungsgründe plausibel darzulegen (EU 2003, Zif. 5.11 ff). 

In den mit der SUP stärker zu strukturierenden Planungs- und Konsultationsverfahren 
muss die Öffentlichkeit zu den Planungsentwürfen und zur Umweltprüfung angehört wer-
den, ihre Stellungnahmen müssen berücksichtigt werden. Die Bürger sollen nach Auffas-
sung der EU mehr Einfluss auf die Entscheidungen nehmen können. Die EU-Kommission 
geht davon aus, dass die auf der Grundlage einer SUP getroffenen Entscheidungen auf 
einer besseren Sachkenntnis der Umweltbelange beruhen und somit zukunftsfähiger sein 
werden. 
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1.2 Was ist Gegenstand der SUP 

Die Merkmale und Kriterien, die Pläne und Programme aufweisen müssen, damit sie in den 
Geltungsbereich der SUP-Richtlinie fallen, ergeben sich aus den Bestimmungen der Art. 2 
und 3 der Richtlinie. 

Art. 2: Die Pläne und Programme müssen a) von einer Behörde auf nationaler, regionaler 
oder lokaler Ebene ausgearbeitet und/oder angenommen werden oder von einer Behörde für 
die Annahme durch das Parlament oder die Regierung im Wege des Gesetzgebungsverfahrens 
ausgearbeitet werden und b) aufgrund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften erstellt wer-
den. 

Art. 3: Die Pläne und Programme müssen voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen 
haben, um einer Umweltprüfung unterzogen zu werden. Die Richtlinie legt die Gruppen von 
Plänen und Programmen fest, die entweder obligatorisch oder auf der Grundlage einer Fest-
legung („Screening“) durch die Mitgliedstaaten einer Umweltprüfung bedürfen. Grundsätz-
lich ist eine Umweltprüfung für Pläne und Programme vorgesehen, die in ausdrücklich ge-
nannten Bereichen wie auch dem Verkehr ausgearbeitet werden, wenn durch sie der Rahmen 
für die künftige Genehmigung jeweils UVP-pflichtiger Vorhaben gesetzt wird oder bei denen 
eine Verträglichkeitsprüfung gemäß Richtlinie 92/43/EWG (Habitat-Richtlinie) für erforder-
lich gehalten wird. Ausgenommen sind Pläne und Programme, die nur lokale behördliche 
Festlegungen kleiner Gebiete betreffen oder geringfügig geändert werden und deshalb vor-
aussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben werden. 

Der Vollständigkeit halber sei ergänzt, dass es den Mitgliedsstaaten freigestellt ist, bei ih-
ren eigenen nationalen Regelungen über die Mindestanforderungen der Richtlinie hinaus-
zugehen, sofern sie dies wünschen (EU 2003, Nr. 3.15). 

 

1.3 Welche Verfahrenselemente und -prinzipien kennzeichnen 
die SUP? 

Das Verfahren der „Umweltprüfung“ ist in den Art. 4 bis 9 SUP-RL geregelt und gekenn-
zeichnet durch 

• eine Form der Konsultation von Umweltbehörden bei der Festlegung des Umfangs 
und Detaillierungsgrads der in den Umweltbericht aufzunehmenden Informationen, 

• die Ausarbeitung eines Umweltberichts zum Planentwurf, 

• geeignete Konsultationen von Behörden und Öffentlichkeit sowie benachbarten 
Mitgliedsstaaten, deren Umwelt erheblich beeinträchtigt werden kann, bei der Ent-
scheidungsfindung, 
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• die Berücksichtigung des Umweltberichts und der Ergebnisse der Konsultationen 
bei der Entscheidungsfindung, 

• die Bekanntgabe über die Annahme des Plans oder Programms. 

Die Mitgliedstaaten übernehmen die Anforderungen entweder in ihre bestehenden Planver-
fahren oder schaffen, wie in Österreich mit der „Strategischen Prüfung Verkehr“ entspre-
chend dem SP-V Gesetz, ein separates Verfahren. 

Sofern die Pläne und Programme Teil eines hierarchisch aufgebauten Gesamtgefüges sind 
und die jeweiligen Umweltprüfungen auf verschiedenen Ebenen durchgeführt werden, sind 
sie so zu organisieren, dass Mehrfachprüfungen vermieden werden. Dies erfordert in aller 
Regel und unter Einbeziehung der späteren Projektplanung und UVP eine eingehende 
Abgrenzung der jeweiligen Prüfungsinhalte („Abschichtung“). 

Die inhaltliche Informationsgewinnung und -verarbeitung erfolgt im Zuge der Ausarbeitun-
gen des Umweltberichts. Bereits bei der Festlegung des Untersuchungsrahmens ist zu 
regeln, wie und in welchem Detailgrad die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswir-
kungen von welchen Planalternativen ermittelt, beschrieben und bewertet werden (Abb. 
1-1) und wann sie in den Prozess der Aufstellung und Annahme des Plans einbezogen 
werden sollen. Je komplexer der Plan bzw. das Verfahren der Entscheidungsfindung („De-
cision Making“), umso bedeutsamer ist auch die Aufgabe, die Erstellung des Umweltbe-
richts und die Einbeziehung von Umwelterwägungen in die Ausarbeitung als einen kontinu-
ierlichen und zielgerichteten Prozess festzulegen und zu organisieren. In diesen Prozess 
können die Umweltbehörden über die Beteiligung bei der Festlegung des Untersuchungs-
rahmens der SUP hinaus einbezogen werden (vgl. EU 2003, Nr. 5.18). 

Abb. 1-1 Die Methodikbestimmenden Unterschiede zwischen den Umweltprüfun-
gen SUP und UVP und ihrem jeweiligen Prüfungsgegenstand  
(Sheate et al. 2005) 
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Die Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt ist nicht mehr Bestandteil 
des Planverfahrens, sondern Teil der Plandurchführung. Die Überwachungsmechanismen 
sind allerdings im Umweltbericht hinreichend darzustellen. 

 

1.4 Beteiligung der Bürger 

„Die Richtlinie über die strategische Umweltprüfung ist ein wichtiger Schritt zu einer nach-
haltigen Entwicklung und verstärkten Demokratie. [….] Die europäischen Bürger sollten 
ermutigt werden, sich stärker an den Diskussionen und Entscheidungen zu beteiligen, die 
für ihr Wohlergehen und die Zukunft der Umwelt, in der sie leben, von größter Bedeutung 
sind“ (M. Wallström zum Ablauf der Umsetzungsfrist der SUP-RL 2004). 

Um diese Zielsetzung zu erreichen, sind die Konsultationen und insbesondere die Beteili-
gung der Öffentlichkeit aus Sicht der EU-Kommission unverzichtbar für die Planverfahren 
mit SUP. Sofern nicht bereits ohnehin Bestandteil der Philosophie der jeweiligen Planver-
fahren, sind die spezifischen Informationsanforderungen umzusetzen und die Art der Be-
rücksichtigung der Eingaben und Stellungnahmen darzulegen. 

Die Einzelheiten der Organisation zur Information der Öffentlichkeit und des Umgangs mit 
Rückmeldungen bleiben den Mitgliedstaaten allerdings überlassen. Die SUP-Richtlinie gibt 
dabei keine Details zur Art der Konsultation vor. Es kann im Einzelnen geregelt werden, wo 
Informationen bereitstehen, wie die Öffentlichkeit informiert werden kann oder auf welche 
Weise Stellungnahmen abgegeben werden können. Die Mitgliedstaaten können auch mo-
derne Konsultationsmethoden wie zum Beispiel Diskussionsforen im Internet erproben. 
Zwischen öffentlichen Anhörungen, Lenkungsgruppen, Fokusgruppen, Beratungsaus-
schüssen, Befragungen und weiteren Techniken kann die für den jeweiligen Plan oder das 
jeweilige Programm am besten geeignete Form der Konsultation bestimmt werden. 

Wie gerade Beispiele aus Österreich zeigen, sind die diesbezüglichen Bestimmungen der 
SUP als effizienter Auslöser für erfolgreiche kooperative und mediative Planungs- und Ent-
scheidungsfindungsprozesse genutzt worden, in denen häufig über die eigentlichen Aufga-
ben der SUP hinausgehend auch wesentliche Grundsatzfragen des jeweiligen Plans ge-
klärt werden konnten. Die Erfolgsaussichten zur gemeinsamen Erreichung der Ziele des 
Plans und der SUP konnten offensichtlich auch im Zusammenhang mit komplexen ver-
kehrsplanerischen Problemstellungen erfolgreich befördert werden (Arbter 2004). 

 

1.5 Der Umweltbericht 

Der Umweltbericht bezeichnet den Teil der Plan- oder Programmdokumentation, der die in 
Artikel 5 und in Anhang I vorgesehenen Informationen enthält. Nach Auffassung der Diens-
te der EU kann es nützlich sein, den erkennbar separat zu erstellenden Bericht soweit 
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möglich nach den Überschriften in Anhang I zu gliedern. Vorgesehen sind Informationen 
über 

1. Inhalt und wichtigste Ziele des Plans oder Programms, seine Beziehung zu ande-
ren Plänen und Programmen, 

2. derzeitigen Umweltzustand und die Entwicklung bei Nichtdurchführung des Plans, 

3. Umweltmerkmale der beeinflussten Gebiete, 

4. sämtliche relevanten Umweltprobleme, insbesondere wenn sie sich auf Gebiete 
mit besonderer Umweltrelevanz beziehen wie die Natura 2000-Gebiete, 

5. festgelegte Ziele des Umweltschutzes mit Bedeutung für den Plan oder das Pro-
gramme und die Art, wie diese Ziele und alle Umwelterwägungen berücksichtigt 
wurden, 

6. voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen auf den Kanon der Schutzgüter, 

7. Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen, 

8. Gründe für die Wahl der geprüften Alternativen und Methodik der Umweltprüfung 
einschließlich der etwaigen Schwierigkeiten, 

9. geplante Maßnahmen zur Überwachung, 

10. nichttechnische Zusammenfassung. 

Für die Festlegungen des Untersuchungsrahmens sowie den integrativen und in der Regel 
auch iterativen Prozess von Plan und SUP sollte zwei Aspekten m.E. eine besondere Auf-
merksamkeit zuteil werden: 

• Die zum Tragen kommende Methodik der Umweltprüfung muss konsequent den 
Zusammenhang zwischen den festgelegten, für den jeweiligen Plan bedeutsamen 
Umweltzielen einerseits und den zu ermittelnden und zu beurteilenden Umwelt-
auswirkungen andererseits herstellen. Mit der Aussage über das Maß der Beein-
trächtigung ist immer auch das Maß der Zielerfüllung bzw. des Konfliktes mit den 
Zielen zu verbinden. Letztendlich ist damit auch die Struktur der zur Überwachung 
vorzusehenden Umweltaspekte vorgegeben.  

• Die im Zuge des Planungsprozess eingestellten vernünftigen Alternativen stehen 
zunächst immer im Zeichen der jeweiligen Zielsetzung und Aufgabenstellung des 
Plans oder Programms, unterscheiden sich möglicherweise aber auch im Hinblick 
auf den Umfang der resultierenden Umweltauswirkungen. Die Alternativenprüfung 
hat somit häufig auch die Zielstellung, erhebliche Umweltauswirkungen des Plans 
oder Programms zu vermeiden oder zu vermindern. Die Definition der Alternativen 
ist dabei seitens der EU in keiner Weise eingeschränkt und reicht von verschiede-
nen Alternativen innerhalb eines Plans über alternative Wege zur Erreichung des 
Planziels bis hin zu weitreichenden alternativen Entwicklungsszenarien. Für die 
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SUP im Verkehrssektor sind damit je nach Planziel verkehrsträgerspezifische wie 
verkehrsträgerübergreifende Alternativen vernünftig oder auch nicht. Es empfiehlt 
sich, die Entscheidungen hierüber aus Akzeptanzgründen in einen angemessenen 
Beteiligungsprozess unter Einbeziehung der Öffentlichkeit einzubinden. Die Um-
gangsweise mit den Alternativen ist dann möglichst transparent und nachvollzieh-
bar aufzubereiten. 

 

1.6 SUP und strategische Verkehrsplanung 

Spezielle Hinweise zur SUP von Verkehrsplänen und -programmen geben die SUP-
Richtlinie und die dazugehörigen Guidance-Papiere der Kommission nicht. Allerdings be-
stehen schon seit geraumer Zeit Aktivitäten der EU, im Transportsektor Planungshilfen zur 
Integration von Umweltbelange und zur SUP erarbeiten zu lassen. Zuletzt wurden im Jahre 
2005 die Ergebnisse eines thematischen Netzwerks „Integration von Umweltbelangen in 
die gemeinschaftliche Verkehrspolitik“ als „The SEA Manual“ veröffentlicht. Ziel war es, 
unter dem Begriff „BEACON“1 den Stand der Erfahrungen, Methoden, Arbeitshilfen und 
Daten zusammenzuführen, Erkenntnisse zur best practice zu gewinnen und den 
Sachstand in einem Handbuch zusammenzufassen. 

Auch auf der europäischen Ebene dominiert die Erkenntnis, dass neben der Definition von 
verfahrensbezogenen und inhaltlichen Anforderungen vor allem die Gestaltung eines kon-
struktiven und beteiligungsorientierten Prozesses von Plan und SUP letztendlich nicht nur 
zu einem den Anforderungen der SUP-Richtlinie genügenden Umweltbericht, sondern ins-
besondere auch zu einem „guten Plan“ führen werden. 

 

1.7 Chancen und Risiken für die konkrete Umsetzung 

Die SUP-Bestimmungen betreffen europaweit einen Strauß von verschiedenen Plänen und 
Programmen. Sie unterscheiden sich von ihrer fachlichen Zielstellung, der jeweiligen Ver-
fahrensrahmenbedingungen und vielem mehr. Die Vergleichbarkeit selbst der Systeme in 
Österreich und Deutschland setzt eine recht intensive Auseinandersetzung mit den jeweili-
gen rechtlichen Rahmenbedingungen und de jeweiligen Planungs- und Entscheidungshie-
rarchien und - abläufen voraus. Daher ist das Ausfüllen und Qualifizieren des mit der SUP-
RL gesetzten Mindestrahmens der EU-Kommission eine Aufgabe, die einerseits dem Pos-
tulat der gemeinschaftlichen Vergleichbarkeit genügen muss. Andererseits ist aber auch 
den hohen Anforderungen an die Ziele der gemeinsamen Umweltpolitik zu entsprechen, 
und das bedeutet u.U. das qualifizierte Ausfüllen über den absoluten Mindestrahmen hin-
aus. Wichtige Stellschrauben der jeweils nationalen Umsetzung betreffen vor allem 

                                                 
1 Build an Environmental Assessment CONsensus 



R E G E L T  D I E  S U P - R L  D I E  Z E N T R A L E N  E L E M E N T E  E I N E R  S U P ?  

B u n d e s a r b e i t s k a m m e r    7  

• die Art und Weise der Bestimmung der SUP-pflichtigen Pläne und Projekte im 
Rahmen der nationalen Gesetzgebung und der jeweils anzuwendenden Verfah-
rensprozeduren. Modelle einer gebündelten Regelung in einem gemeinsamen 
UVP- und SUP-Gesetz (z.B. Deutschland) stehen der dezentralen Umsetzung in 
den jeweiligen Fachgesetzen gegenüber (z.B. Österreich) 

• das Verständnis und den Umgang mit den „vernünftigen“ Alternativen. Die EU-
Kommission setzt hier einen weiten Spielraum und erlaubt es, in das jeweilige 
fachliche Planziel auch die Vermeidung und Verringerung von Umweltauswirkun-
gen einzubeziehen. So könnten bspw. in verkehrsträgerspezifischen Plänen auch 
verkehrsträgerübergreifende Alternativen Berücksichtigung finden 

• die Organisation eines gemeinsamen Entwicklungsprozesses von SUP und Plan 
bzw. Programm, der iterativ und integrativ zu einem „guten Plan“ führt und ver-
meidet, dass mit einem nicht in den Prozess integrierten Umweltbericht lediglich 
minimalen formalen Ansprüchen Genüge getan und das Optimierungspotenzial für 
den Plan nicht genutzt wird 

• in diesem Zusammenhang auch die Festlegungen zum Untersuchungsrahmen zu 
Beginn des Verfahrens. Die Vorgehensweise ist so zu organisieren, dass der Er-
kenntnisgewinn im Zuge der Planung im konsultativen Zusammenspiel der betei-
ligten Umweltbehörden prozessbegleitend zur Präzisierung der SUP führt. 

• die Organisation der Öffentlichkeitsbeteiligung dahingehend, dass auch hier die 
Möglichkeiten nicht verschlossen werden, das gebotene Mindestmaß an Beteili-
gung auch kreativ zu erweitern, wenn es sich sowohl seitens des Plans bzw. Pro-
gramms als auch seitens der SUP im Sinne der Aktzeptanzerhöhung anbietet 

• die Prozeduren, die im Zuge der Annahme des Plans die Berücksichtigung des 
Umweltberichts und insbesondere auch der Konsultationsergebnisse dokumentie-
ren. Diesbezüglicher Aufwand lässt sich durch eine integrative Ausarbeitung von 
Plan und Umweltbericht und prozessbegleitende Beteiligungsstrukturen nachweis-
lich verringern 

Als Fazit ist zusammenzufassen: Die SUP-Richtlinie gibt in der Zusammenschau der ein-
zelnen Regelungen und der Erwägungsgründe die zentralen Elemente einer SUP und de-
ren Zielsetzungen unmissverständlich vor. Gleichwohl lässt sie Spielraum für die nationale 
Umsetzung in den Mitgliedsstaaten, wohl berücksichtigend, dass hier sehr unterschiedlich 
ausgeprägte und eingespielte Verfahrenstraditionen bestehen. Wichtig ist daher die ver-
gleichende Betrachtung und der Austausch zwischen den Mitgliedsstaaten, einerseits si-
cherlich um konstruktiv Kritik zu üben, andererseits aber vor allem, um voneinander zu ler-
nen und zu erkennen, dass es verschiedene, aber gleichermaßen zum Ziel führende Wege 
geben kann. 
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2. Planungs- und Entscheidungspraxis im 
Verkehrsbereich vor/nach der 
Umsetzung der SUP-RL in Österreich 

Cornelia Mittendorfer, Bundesarbeitskammer 

 

2.1 Problembefund und Forderungen 

2003 - also vor der anstehenden Umsetzung der SUP-Richtlinie - hat die AK gemeinsam 
mit der WKÖ, der MA 22 und dem Lebensministerium zusammen mit etwa 25 weiteren 
ExpertInnen aus allen Bereichen - auch des BMVIT - im Rahmen der ÖGUT einen konsen-
sualen Problembefund zum Thema SUP und Verkehrsplanung erstellt, Empfehlungen aus-
gearbeitet und diese auch den im Parlament vertretenen Parteien vorgestellt. 

Zentrale Punkte des Problembefunds waren: 

• Zu geringe rechtliche Grundlage für eine sinnvolle Anwendung der SUP-RL im 
Verkehrsbereich (Unverbindlichkeit des Generalverkehrsplans Österreich -  
GVP-Ö) 

• Mangelnde Transparenz und kein Verfahren zur Fixierung von Straßenprojekten, 
keine Umweltanalyse, keine Kosten-Nutzen-Analyse 

• Keine Herstellung eines öffentlichen Konsenses - Beteiligung der Öffentlichkeit viel 
zu spät bei den Projektgenehmigungen 

• Keine verkehrsträgerübergreifende Prüfung 

• Kein Konnex zwischen Verkehrsplanung und nationalen und internationalen recht-
lichen Verpflichtungen im Umweltbereich 

• Keine Kostenwahrheit im Verkehrsbereich 

• Keine Abstimmung mit der Raumordnung; kein Ansatz zu einer verkehrssparen-
den Raumordnung 

• Der Staat ist planende und genehmigende Stelle 
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Die Forderungen waren daher: 

• Stärkung und Ausbau gesetzlicher Grundlagen für eine verbindliche verkehrsträ-
gerübergreifende Gesamtverkehrsplanung auf Bundesebene sowie Schaffung ge-
eigneter rechtlicher Grundlagen für Verkehrsplanungen auf Landesebene (Erstel-
lung und Revision der Pläne) - d.h. die rechtliche Verankerung des GVP-Ö und 
wiederkehrende, strategische Umweltprüfungen (alle 4-8 Jahre) 

• Durchführung einer SUP im Zuge der Gesamtverkehrsplanung als integratives 
Planungselement 

• Verbesserung der Abstimmung und Transparenz zwischen Raum- und Verkehrs-
planung 

• Schaffung eines 3-Stufen-Konzeptes zur Projektverwirklichung einschließlich Um-
weltprüfung (dieser Punkt interessiert als Schnittschnelle zu den UVP- und damit 
Projektverfahren in diesem Kontext nicht). 

 

Die AK hat im Vorfeld der Gesetzeserlassung ebenfalls massiv die SUP für den GVP-Ö 
gefordert, und – genau so wie im Rahmen der ÖGUT-Arbeitsgruppe – dass dieser nicht nur 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, sondern auch verkehrspolitische 
Maßnahmen umfassen muss, insbesondere zur Steuerung des Verkehrsaufkommens im 
Sinne der Effizienz und der umweltpolitischen Ziele unter Berücksichtigung eines verbes-
serten Mobilitätsmanagements. 

 

2.2 BG über die strategische Prüfung im Verkehrsbereich 
(SP-V-G) 

2005 wurde das SP-V-G erlassen, und zwar unter Ausklammerung des GVP-Ö. 

GVP-Ö 2002 war ein erster Ansatz einer intermodalen Planung, aber (anders als in 
Deutschland etwa) wurden die Projekte ohne Prüfverfahren – „auf Zuruf“ - aufgenommen, 
großteils basierend auf der sogenannten GSD-Studie. Im Zeitpunkt der Erstellung umfasste 
der GVP-Ö ca. 70 Straßenprojekte (das bedeutet ein Investitionsvolumen von ca. 7,5 
Mrd. € für den Bund und ebenso ca. 7,5 Mrd. € für die Länder) sowie ca. 200 Schienenpro-
jekte (mit einem Investitionsvolumen von rund 27 Mrd. €). 

 

Unter dem Titel „Nachhaltige Mobilität“ werden im GVP-Ö folgende Ziele aufgeführt: 

• Wirtschaftsstandort stärken 

• Netze effizient und bedarfsgerecht ausbauen 
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• Sicherheit erhöhen 

• Finanzierung sicherstellen 

• Umsetzung erleichtern 

Allerdings ist kein Umweltziel und kein soziales Ziel enthalten. 

Der Kern des GVP-Ö, die sogenannte GSD-Studie aus 1999 („Die Gestaltung des Stra-
ßennetzes im Donaueuropäischen Raum unter besonderer Beachtung des Wirtschafts-
standortes Österreich) ist als rudimentär zu bezeichnen; ganze 13 Zeilen etwa behandeln 
„Aspekte der Verkehrs- und Umweltpolitik“. Die  AK hat damals eine „dissenting opinion“ 
abgegeben und unter anderem die mangelnde verkehrsträgerübergreifende Betrachtung 
kritisiert, ebenso wie das Fehlen umweltbezogener, regionaler und sozialpolitischer Aspek-
te sowie die bewusste Ausklammerung der Finanzierung, der Ausbauprioritäten und der 
Dimensionierung. 

Dies zeigt, welche Menge an Projekten in welcher Planungsqualität dem Anwendungsbe-
reich des SP-V-G entzogen sind. 

• (verbleibender) Anwendungsbereich des SP-V-G: 

Wasser:  Erklärung von weiteren Gewässern zu Wasserstraßen 

Bahn:   Erklärung von Hochleistungsstrecken 

Straße: nur eine Änderung des Anhangs zum BundesstraßenG (Hinzufügung 
und Streichung) 

(Einzelfallprüfung und sogenannte Bagatellregelung bleiben hier außer Betracht). 

Kursorisch zur Struktur des SP-V-G: 

• BMVIT führt die SP-V durch 

• „Initiatoren“ (BMVIT, Länder, Asfinag, ÖBB-Infrastruktur-Bau-AG etc.) schla-
gen Netzveränderung vor 

• Initiatoren erstellen selbst den Umweltbericht; dieser wird nicht extern ge-
prüft 

• Öffentlichkeit, Umweltstellen, andere Initiatoren können Stellung nehmen 

• (grenzüberschreitende Umweltauswirkungen: eigenes Konsultationsverfah-
ren) 

• BMVIT veröffentlicht die gewünschte Planungsentscheidung und die Zu-
sammenfassende Erklärung im Internet, und zwar mit der  Begründung, wie 
die Umwelterwägungen und die Ergebnisse der Konsultationen berücksich-
tigt wurden. 

Schiene:  Bescheid wird erlassen 
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Straße:  Vorschlag zur Änderung des Bundesstraßengesetzes geht ins 
Parlament 

Welche Ansatzpunkte finden sich im SP-V-G zur Lösung der definierten Probleme? 

• Ziele einer SP-V (§ 5 SP-V-G): 

• „Sicherstellung eines hohen Umweltschutzniveaus durch Einbeziehung von 
Umwelterwägungen“ 

• = 1 von 10 Zielen – teilweise schwer verständliche Ziele 

• kein Abwägungskriterium, wie die unterschiedlichen Ziele und Zielkonflikte 
zu vereinbaren/auszuräumen sind 

• Das Spiel der Akteure 

• Initiator (kann BMVIT selbst sein) – erstellt den Umweltbericht selbst 

• SP-V - durch BMVIT 

• Öffentlichkeit: „Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme“ 

• BMVIT-Website: „erweitertes Begutachtungsverfahren“ 

• Umweltbericht (§ 6 SP-V-G) 

• viele Unklarheiten, keine DurchführungsV erlassen (ein „Leitfaden“, der in 
den Umweltberichten zitiert wird, ist nicht öffentlich – das stellt einen erhebli-
chen Mangel an Transparenz dar) 

• einige Anhaltspunkte: 

• vorgeschlagene Netzveränderung und Beziehung zu anderen relevan-
ten Plänen und Programmen 

• Begründung und erwarteter Nutzen 

• intermodale und netzübergreifende Alternativenprüfung 

• Beschreibung, wie die Bewertung der Auswirkungen auf die Umwelt 
vorgenommen wurde 

• derzeitiger Umweltzustand und Entwicklung ohne Netzveränderung 

• derzeitige relevante Umweltprobleme 

• maßgebliche Umweltschutzziele 

• Beschreibung der voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen 

• Maßnahmen zur Verringerung der negativen Umweltauswirkungen und 
Überwachungsmaßnahmen 
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• im Umweltbericht selbst ist keine Kosten-Nutzen-Rechnung gefordert 

• im Umweltbericht ist nicht die Einhaltung geltenden Umweltrechts oder 
von nationalen oder internationalen Umweltzielen gefordert 

 

2.3 SUP-Fälle in der Praxis 

Bisher wurden 5 Verkehrs-SUPs durchgeführt, die im „Netz“ auffindbar sind. Abgesehen 
davon, dass diese „auf der Internetseite des BMVIT“ für BürgerInnen nicht selbstverständ-
lich gefunden werden können, bedeutet die Veröffentlichung auf diesem Weg aufgrund der 
sogenannten „digital divide“ vor allem für ältere Menschen in der ländlichen Bevölkerung 
einen massiven Ausschluß von der Information. 

Im Folgenden sollen die 5 durchgeführten SUPs kurz dargestellt werden. Grundlage für die 
Darstellung sind ausschließlich die vom BMVIT auf BMVIT-Website veröffentlichten Doku-
mente. Aufgrund des großen Umfangs der Umweltberichte handelt es sich selbstverständ-
lich immer um eine Reduktion auf die am wesentlichsten erscheinenden Punkte. Die Wie-
dergabe der Äußerungen in den Konsultationen stützt sich ebenfalls jeweils auf die vom 
BMVIT in den Zusammenfassenden Erklärungen angeführten Texte (siehe 
www.bmvit.gv.at/verkehr/gesamtverkehr/strategische_pruefung/) 

 

B317 Scheifling – Klagenfurt 

Initiator ASFINAG und BMVIT; 1 relativ eng definierter Korridor, 5 Varianten 

 

Umweltbericht: 

Die Alternative „Schnellstraße“ hat im „Wirkungsbereich globale Klimaauswirkungen und 
lokale Abgasbelastungen“ „stark negative“ Auswirkungen, trotzdem wird sie - aufgrund von 
Empfehlungen wie „ökologische Ausgleichsflächen in Form von Schutzpflanzungen u.a. zur 
Auskämmung von Luftschadstoffen“ - als „umweltverträglich“ bezeichnet. 

Im Umweltbericht selbst wird angeführt, dass zB die Wasserbelastung, die Flächenbean-
spruchung und die Trennwirkung in der Kosten-Nutzen-Rechnung (KNR) „mangels geeig-
neter Datengrundlage“ nicht berücksichtigt werden. 

Konsultationen: 

Die Umweltstelle BMLeben kritisiert die mangelnde Nachvollziehbarkeit der Bewertung, 
dass der Untersuchungsrahmen zu eng und die Alternativenprüfung nicht nachvollziehbar 
sei, dass die Regionalentwicklung in der Umweltprüfung abgehandelt werde, was zu einer 
Abwertung der Umweltaspekte führe, Klima und Luft seien zu knapp behandelt, Abfall feh-
le, Schadstoffemissionen seien zu wenig behandelt aber ökonomische Aspekte überbewer-
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tet, die relevanten Umweltschutzziele nicht ausreichend berücksichtigt und vieles mehr. 
Vorschlag: Ortsumfahrungen und ÖV 

Das Forum Alpenkonvention Kärnten macht schwere inhaltliche Mängel geltend; es beste-
he ein Widerspruch zum Verkehrsprotokoll der Alpenkonvention, das den Bau neuer hoch-
rangiger Straßen für den alpenquerenden Verkehr untersagt. 

Zusammenfassende Erklärung: 

„... der BMVIT stellt fest, dass...die Bemerkungen...berücksichtigt werden können“. 

Ergebnis: 

Empfehlung für S37 Klagenfurter Schnellstraße (Scheifling - Knoten Klagenfurt Nord); wur-
de am 9.5.2006 in das Bundesstraßengesetz aufgenommen. 

 

Weinviertel Straße (Stockerau - Staatsgrenze Kleinhaugsdorf) 

Initiator: Land Niederösterreich; 6 Varianten 

 

Umweltbericht: 

Der Umweltbericht beruft sich auf GSD-Studie. Die Netzveränderung befindet sich in Kon-
kurrenz zur A5; darauf weist auch die ASFINAG hin. Es liegt eine negative Stellungnahme 
von Tschechien vor: über der Grenze wird die Straße nicht als Schnellstraße ausgebaut; es 
werden lediglich Ortsumfahrungen errichtet. 

Empfehlung für Schnellstraßenausbau kombiniert mit ÖV-Ausbau, obwohl eine andere Va-
riante (nämlich Halbausbau im Süden und Ortsumfahrungen im Norden) das bei weitem 
günstigere Nutzen-Kosten-Verhältnis hat. „Die potentiell negativen, erheblichen Umwelt-
auswirkungen der Variante Schnellstraße und ÖV-Ausbau können durch Ausgleichsmaß-
nahmen beseitigt (sic!) werden, weshalb diese Alternative als umweltverträglich angesehen 
werden kann.“ 

Konsultationen: 

Die Umweltstelle BMLeben bezeichnet Darstellung, Bewertung und Berücksichtigung der 
Umweltauswirkungen als mangelhaft; das Erreichen wichtiger umweltpolitischer Zielset-
zungen und Verpflichtungen sei nicht zu erkennen. 

Zusammenfassende Erklärung: 

Standardtext: „...Bemerkungen können berücksichtigt werden...“ 
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Ergebnis: 

lediglich Empfehlung für Schnellstraßenbau; am 9.5.2006 ins Bundesstraßengesetz aufge-
nommen 

 

Marchfeld Straße 

Initiator: Land NÖ; 8 Varianten 

 

Umweltbericht: 

Textzitate: 

„Es zeigt sich, dass im Marchfeldkorridor der ÖV-Ausbau das höchste Nutzen-Kosten-
Verhältnis aufweist, der Schnellstraßenbau jedoch den höchsten Nutzen erzielt“. 

„Nur die MIV(Motorisierter Individualverkehr)-Ausbauplanfälle leisten einen positiven Bei-
trag zur Nachhaltigkeit für das Kriterium Siedlungsraum“. 

„In den Kriterien Lärm und Luftschadstoffe ist eine nachhaltige Entwicklung im Sinne der 
Einhaltung der Grenzwerte gegeben....eine Reduktion klimarelevanter Treibhausgase ist in 
den MIV-Maßnahmenplanfällen nicht möglich, Lösungsstrategien sind hier vor allem auf na-
tionaler und internationaler Ebene zu entwickeln.“ 

Empfehlung: Schnellstraßenbau Wien (Knoten Raasdorf) - Marchegg und ÖV-Ausbau 
gem. Schnellbahn-Konzept. 

Konsultationen: 

ÖBB und Umweltstelle des Landes Niederösterreich haben keine Stellungnahme abgege-
ben. 

Das BMLeben kritisiert, dass die A6 Nordostautobahn Wien-Bratislava nicht ausreichend 
berücksichtigt sei, sowie eine unspezifische Darstellung der Umweltziele, eine mangelnde 
Darstellung von Zielkonflikten; Lücken in der Maßnahmendefinition; keine Angaben zu Ab-
fall; unklare/zu knappe Behandlung der Schutzgüter Luft, Klima, Boden, menschliche Ge-
sundheit und Lärm; mangelnde Behandlung des Naturschutzes; fehlendes Monitoring. Die 
Bewertung wird methodisch und inhaltlich kritisiert. 

Zusammenfassende Erklärung: 

Standardtext: „...Bemerkungen können berücksichtigt werden...“ 
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Ergebnis: 

Lediglich Empfehlung für Schnellstraßenausbau Wien - Marchegg; am 9.5.2006 ins Bun-
desstraßengesetz aufgenommen 

 

AXX - Verbindungsspange A23 - S1 

Initiatorin Stadt Wien; 4 Varianten („Wirkungsanalysen“) 

 

Umweltbericht: 

Zu den Luftschadstoffen lapidare, aber nicht leugnende Aussagen; subjektiv am ehesten 
der Eindruck des Versuchs einer integrativen Betrachtung. Trotzdem finden sich Aussagen 
wie zB „Straße = umweltverträglicher Verkehrsträger". 

Empfehlung: zusätzliche hochrangige Straße im Korridor Pottendorfer Linie und ergänzen-
de Maßnahmen ÖV (Ausbau der U1). 

Konsultationen: 

Die ASFINAG bezeichnet es als das teuerste aller je realisierten Projekte 

Das BMLeben bringt ähnlich gravierende Kritikpunkte wie bei den anderen Umweltberich-
ten vor sowie den dringenden Wunsch nach ÖV-Ausbau 

Wiener Umweltanwaltschaft kritisiert zB den mangelnden Konnex mit dem Klimaschutz 

MA22 (die Umweltstelle der Gemeinde Wien) äußert, dass die Kosten noch zu niedrig an-
gesetzt seien 

Sonstige Äußerungen: mehrheitlich ablehnende Stellungnahmen, die allgemein eine Verla-
gerung des Verkehrs von der Schiene auf die Straße befürchten 

Zusammenfassende Erklärung: 

Standardtext: „...Bemerkungen können berücksichtigt werden...“ 

Ergebnis: 

Lediglich Empfehlung für Straßenbau Verbindungsspange A23 - S1; am 9.5.2006 in das 
Bundesstraßengesetz aufgenommen; Projekt zurückgestellt (Neuplanung) 

 

Traisental Straße 

Initiator Land Niederösterreich; 4 Varianten 
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Umweltbericht: 

Die Netzveränderung wird als „Fortsetzung der begonnenen verkehrsmäßigen Erschlie-
ßung“ bezeichnet. Frage ist, ob das einer SUP zugänglich ist. 

Die Traisental Straße war nicht im GVP-Ö, allerdings war sie früher im Anhang zum Bun-
desstraßengesetz enthalten und sollte nun wieder aufgenommen werden.  

Empfehlung: Ausbau als Schnellstraße und Maßnahmen im ÖV 

Konsultationen: 

ASFINAG bringt vor, dass es sich um keine sinnvolle Netzergänzung handle, sondern aus-
schließlich der Regionalerschließung dienen solle. Die Vereinbarkeit mit der Alpenkonven-
tion sei zu prüfen. 

Das BMLeben kann ebenfalls die Hochrangigkeit der Verbindung nicht erkennen; im Übri-
gen wird die „übliche“ Liste von schwerwiegenden Mängeln wie zu den anderen Umweltbe-
richten vorgebracht. 

Zusammenfassende Erklärung: 

„potentiell negative, erhebliche Umweltauswirkungen könnten durch Ausgleichsmaßnah-
men beseitigt werden, weshalb diese Alternative als umweltverträglich angesehen werden 
kann“. 

Ergebnis: 

Lediglich Empfehlung für Ausbau als Schnellstraße; am 9.5.2006 in das Bundesstraßenge-
setz aufgenommen 

 

2.4 Einschätzung der Praxisfälle 

Insgesamt fällt bei den Umweltberichten und den Ergebnissen der SUPs folgendes auf: 

 

1. Problem Kosten-Nutzung-Rechnung (KNR). 

• keine Transparenz, wie diese gestaltet ist  

• Vermutung, dass die Umweltkosten nicht adäquat abgebildet sind   

• Vermischung von Umwelt- und Wirtschaftlichkeitserwägungen 

• Induzierter Neuverkehr durch Straßenausbau berücksichtigt? 

• Zu geringe Verkehrsnutzerkosten/Straße (Zitat zB im Umweltbericht B317 
Scheifling) 

• Genauigkeit? - mit Zahlen wird Scheingenauigkeit erzeugt? 



D I E  S T R A T E G I S C H E  U M W E L T P R Ü F U N G  I M  V E R K E H R S B E R E I C H  

18    I n f o r m a t i o n e n  z u r  U m w e l t p o l i t i k  

• KNR im Umweltbericht problematisch: 

§ 5 (4) lit i SP-V-G verlangt bei der SP-V „die Erzielung eines möglichst hohen ge-
samtwirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Verhältnisses“, aber im Umweltbericht nur 
„Bewertung“ der erheblichen Auswirkungen 

 

2. Problem Berücksichtigung: 

• Die Zusammenfassenden Erklärungen werden weitestgehend aus Textbau-
steinen zusammengesetzt  

• kein Begründungsteil, aus dem die Erwägungen nachvollziehbar wären  

• Teilweise werden zwar zusätzliche kompensierende Maßnahmen verlangt, 
aber die Berücksichtigung der gravierenden Einwendungen ist NICHT er-
sichtlich oder nachvollziehbar (wie zB negative Stellungnahme des Nach-
barstaates; Verkehrsprotokoll zur Alpenkonvention - Verbot der Errichtung 
alpenquerender hochrangiger Straßen; mangelnde Betrachtung zahlreicher 
Schutzgüter und Umweltmedien) 

 

3. Ziele des Umweltschutzes / Sicherstellung eines hohen Umweltschutzniveaus: 

• „Grünbrücken ja - Kyoto nein“ - CO2-Problematik häufig aus den Erwägun-
gen ausgeklammert als „problematisch“, als „national oder international zu 
lösen“ 

• Bezugnahme auf internationale Verpflichtungen (Kyoto) und Umweltgesetze  
fehlt weitgehend  

• Als Mindestvoraussetzung muss die Einhaltung geltender Gesetze und in-
ternationaler Verpflichtungen gelten, zB: 

• Kyoto-Protokoll (statt minus 13 % erreicht Österreich derzeit plus 18 % 
und nimmt damit in EU den 24. und damit vorletzten Platz ein; Postky-
oto) 

• Natura 2000 

• FFH-RL 

• Wasserrahmen-RL 

• Aarhus-Konvention 

• Alpenkonvention 

• Umgebungslärm-RL und BundeslärmG 
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• OzonG, IG-Luft, UVP-G-Verordnungen belastete Gebiete  

4. Die Sprache zwischen SUP und UVP wird ständig vermischt - Varianten werden 
als „umweltverträglich“ bezeichnet. 

5. In den Umweltberichten finden sich keine Zeitkaskaden für ÖV-MIV-Ausbau. Das 
hat jedoch massive Auswirkungen auf den Modal Split, auf die Akzeptanz des ÖV. 

6. Problem Alternativenprüfung: 

• Bei allen SUPs hat die Straße – alleine – „gewonnen“. Der ÖV ist aus den 
Ergebnissen verschwunden.  

• für viele Regionen gibt es keine ÖV-Konzepte 

7. Ein Korrekturmechanismus fehlt - im Sinne einer Demokratisierung des Planungs-
prozesses (Einbeziehung einer qualifizierten Öffentlichkeit) und im Sinne rechts-
staatlicher Korrekturmöglichkeiten 

 

2.5 Vergleich mit den Forderungen 

• keine Forderung wurde erfüllt 

• aus dem Problembefund wurden einige Punkte „angetippt“ 

 

Aus diesem Grund ist es dringend nötig, das SP-V-G auf den Forderungen und Erfahrung 
aufbauend neu zu konzipieren. 
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3. Wie strategisch ist die strategische 
Prüfung Verkehr nach dem 
Bundesgesetz (SP-V-G)? 

Fritz Kroiss, Umweltbundesamt 

 

3.1 Allgemeines 

Von der Grundidee her soll die strategische Umweltprüfung gewährleisten, das die Auswir-
kungen von Planungsüberlegungen auf die Umwelt beschrieben, bewertet und im Rahmen 
des Entscheidungsprozesses (Treffen der Planungsentscheidung) berücksichtigt werden. 

Die Umweltauswirkungen von Verkehrsinfrastruktur sind vielschichtig. Traditioneller Weise 
wird das Hauptaugenmerk auf die raumbezogenen Auswirkungen von Verkehrsinfrastruk-
tur gelegt. Dazu zählen Flächenverbrauch, Zerschneidung von Lebensräumen, Lärm und 
Emissionen von Luftschadstoffen. 

Genehmigungsverfahren, die für den Bau von Verkehrsinfrastruktur erforderlich sind, set-
zen sich vorwiegend mit diesen Fragen auseinander. Nicht leisten können derartige Ge-
nehmigungsverfahren die Darstellung der „größeren Zusammenhänge“. 

Zu diesen größeren Zusammenhängen zählen: Die verkehrspolitischen Rahmenbedingun-
gen im Bereich Kosten/Preise (was kostet die Transportleistung mit welchem Verkehrsträ-
ger?) und das Angebot oder Nichtangebot an bestimmter Verkehrsinfrastruktur. Beide As-
pekte sind entscheidend für die Entscheidung von Unternehmern und Verbrauchern bei der 
Wahl zwischen verschiedenen – umweltfreundlicheren oder weniger umweltfreundlichen – 
Verkehrsträgern, aber auch bei der Wahl ob transportiert bzw. gefahren werden soll oder 
nicht. 

Beispiel für Letzteres: Wenn weder vernünftige Straßen, noch öffentliche Verkehrsmittel 
zur Verfügung stehen, um das Umland einer Stadt für Wochenendausflüge zu nützen, wer-
de ich häufiger in der Stadt bleiben und meine Freizeitaktivitäten hier setzen. Oder aus 
dem Bereich der Unternehmer: Wenn ein Transportkilometer doppelt so viel kostet, wie 
derzeit, werde ich meine Produktion (längerfristig) umorganisieren und die Produktionsvor-
gänge, die zur Erstellung eines Produktes erforderlich sind, möglichst an einem Ort oder in 
einem überschaubaren Radius organisieren. 

In gleicher Weise lassen sich Beispiele für die Wahl zwischen Verkehrsträgern finden, die 
Argumente sind aus der verkehrspolitischen Diskussion der letzten Jahrzehnte bekannt. 
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Genau letztere Frage, nämlich das Angebot oder Nichtangebot bestimmter Verkehrsinfra-
strukturen ist – zumindest theoretisch – geeignet, im Rahmen der strategischen Umwelt-
prüfung behandelt zu werden. 

Wie sofort einleuchtet, kann diese Betrachtung aber sinnvollerweise nur verkehrsträ-
gerübergreifend angestellt werden – immer kommt es auch auf die Infrastruktur an, die der 
„konkurrierende“ Verkehrsträger „anzubieten“ hat. 

Weiters muss die Betrachtung relevante Korridore oder Netze zum Gegenstand haben – 
eine strategische Umweltprüfung etwa „pro Baulos“ erscheint sinnlos. 

 

3.2 Gesetz über die strategische Prüfung im Verkehrsbereich 
(SP-V-G) 

Das SPV-G definiert nicht, was ein relevanter Korridor oder Netz sein könnte. Das Gesetz 
kennt lediglich den Begriff der „Netzveränderung“ und definiert diesen in § 2 Abs. 1 als „je-
de Änderung des bundesweiten hochrangigen Verkehrsnetzes“, zu welchem Eisenbahn-
Hochleistungsstrecken, Wasserstraßen und Bundesstraßen gezählt werden. 

Die bisher durchgeführten SP-V-Verfahren (es handelt sich ausschließlich um Bundesstra-
ßen-Vorhaben) zeigen, dass sehr unterschiedlich Längen von Verkehrsverbindungen mit 
sehr unterschiedlicher strategischer Bedeutung zum Gegenstand der Verfahren gemacht 
werden. 

Konkreter Hintergrund der durchgeführten SP-V-Verfahren war der politische Versuch ver-
schiedener Bundesländer, die auf sie durch die Verländerung bisheriger Bundesstraßen 
zugekommene Kostenbelastung dadurch zu reduzieren, dass einige Verbindungen wieder 
an den  Bund rückübertragen werden und natürlich entsprechend ausgebaut werden. Vor 
allem betrifft dies NÖ mit der Marchfeldstraße, der Weinviertelstraße und der Traisen-
talstraße, bei denen der Ausbaubedarf zur autobahnmäßigen Schnellstraße von zahlrei-
chen Experten angezweifelt wird. 

 

3.3 Kritik 

Die SUP im Verkehrsbereich setzt in Österreich auf der falschen Ebene an. Aus Anlass der 
SUP-Umsetzung hätte ein Verkehrsplanungsgesetz geschaffen werden sollen, das die Er-
stellung eines Bundesverkehrswegeplanes mit integrierter SUP verbindlich regelt. 

Nach wie vor findet generelle Verkehrsplanung in Österreich im rechtsfreien Raum statt. 
Der Gesamtverkehrsplan Österreich (GVP-Ö) der Bundesregierung ist ein politisch akkor-
diertes Papier, welches nicht den parlamentarischen Gesetzgebungsprozess durchläuft, 
dem keine fundierte Grundlagenerhebung vorausgeht und das von jeder Bundesregierung 
je nach den Machtverhältnissen in der jeweiligen Koalition adaptiert wird. 
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Die SP-V-Verfahren genügen gerade noch den EU-Minimalanforderungen aus der SUP-
Richtlinie, ein Mehrwert im Sinne effizienterer und umweltverträglicherer Gestaltung des 
Verkehrswesens wird aber praktisch nicht gestiftet. 

Neben der Betrachtung zu kleiner Netzveränderungen, welche zu Doppelgleisigkeiten mit 
der UVP führt, ist dem SP-V-Gesetz weiters vorzuwerfen, dass selbst innerhalb seines be-
schränkten räumlichen Betrachtungsgegenstandes keine echte verkehrsträgerübergreifen-
de Betrachtung stattfindet. Es wird von einem konkreten Beinahe-Projekt ausgegangen 
und dieses gerechtfertigt, anstatt eine unvoreingenommene Alternativenprüfung vorzu-
nehmen. 

Da die Verantwortung, einschließlich der Kostenlast für die Umweltprüfung aber beim Initia-
tor liegt (dieser kann auch ASFINAG oder ÖBB sein), kann schon aus diesem Grunde nicht 
ernsthaft erwartet werden, dass eine neutrale Betrachtung stattfindet. 

Es bleibt also zu konstatieren, dass das SP-V-G nicht „strategisch“ ist und am besten völlig 
neu geschrieben werden sollte, will man die SUP im Verkehrsbereich als Instrument sinn-
voll einsetzen. 
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18.12.2007| Folie 1

Wie strategisch ist die “Strategische 
Prüfung Verkehr” nach dem Bundesgesetz 

(SP-V-G)?

Dr. Fritz Kroiss

 

 

18.12.2007| Folie 2

Zielsetzungen des Gesetzes

Vorgeschlagene Netzveränderungen sollen 
bereits vor Erstellung von Gesetzes- und 
Verordnungsentwürfen einer strategischen 
Prüfung zu unterzogen werden (§ 1 Abs 1)
Umsetzung der SUP-RL (§ 1 Abs 2)
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18.12.2007| Folie 3

Anwendungsbereich

Erklärung von geplanten oder bestehenden 
Eisenbahnen zu Hochleistungsstrecken gemäß
Hochleistungsstreckengesetz
Erklärung von Gewässern zu Wasserstraßen 
gemäß Schifffahrtsgesetz
Aufnahme und Streichung von 
Straßenverbindungen aus dem Anhang zum 
Bundesstraßengesetz
Ausnahmetatbestände (§ 3 Abs 3) bzw. 
Einzelfallprüfung (§ 3 Abs 2) für geringfügige 
Netzveränderungen

 

 

18.12.2007| Folie 4

Verfahrensschritte

Ein sog. Initiator (gem. § 2 Abs 6 der Bund, 
die Länder, ASFINAG, ÖBB oder Via Donau 
oder sonstige befugte Errichtergesellschaften 
sein) legt einen Vorschlag für eine 
Netzveränderung samt Umweltbericht vor.
Ggf. Screening (§ 3 Abs 2) – Entscheidung 
über SUP Pflicht einer Netzveränderung
Öffentliche Auflage des Umweltberichts, 
Stellungnahmemöglichkeit (§ 8)
Ggf. grenzüberschreitende Konsultationen 
(§ 7)
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18.12.2007| Folie 5

Umweltbericht

Die Verordnungsermächtigung zur Festlegung 
von Kriterien/Methodologie wurde bisher nicht 
genützt
Die bisher vorgelegten Umweltberichte sind 
methodisch sehr uneinheitlich
Viele kritische Stellungnahmen der 
„Umweltstellen“ und anderer „Initiatoren“ zu 
den bisherigen Umweltberichten

 

 

18.12.2007| Folie 6

Berücksichtigung der SUP Ergebnisse

Bei der Erstellung der Gesetzes- bzw. 
Verordnungsentwürfe für eine 
Netzveränderung sind der Umweltbericht und 
die Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung 
zu berücksichtigen (§ 5 Z 4)
Das SP-V-G verpflichtet zur Berücksichtigung 
von zehn umwelt- und verkehrspolitischen 
Zielen (§ 5 Z 4)
Als letzter Verfahrensschritt sind der 
Gesetzes-/Verordnungsentwurf und eine 
„zusammenfassende Erklärung“ im Internet zu 
veröffentlichen (§ 9)
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18.12.2007| Folie 7

Inhalte der zusammenfassenden Erklärung

- Wie die Umwelterwägungen einbezogen 
wurden
- Wie der Umweltbericht und die 
Stellungnahmen berücksichtigt wurden
- Aus welchen Gründen, nach Abwägung der 
geprüften Alternativen, die Entscheidung 
getroffen wurde
- Überwachungs- (Monitoring-) Maßnahmen
- Festlegungen für daraus resultierende 
Projekte

 

 

18.12.2007| Folie 8

Bisherige Verfahren

Bisher wurden SP-V-Verfahren ausschließlich 
für Straßenbauvorhaben durchgeführt.
Die fünf durchgeführten Verfahren betreffen:
- Traisental Straße
- Weinviertler Straße
- Verbindungsspange A 23 – S1
- Marchfeld Straße
- B 317 Klagenfurt - Scheifling
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18.12.2007| Folie 9

Kritikpunkte I 

Das Gesetz bzw. das darin verankerte 
Verfahren hat folgende Schwächen:
- Es setzt auf einer zu niedrigen Ebene an (der 
Ebene kleinteiliger Netzveränderungen). 
- Es hätte ein Verkehrsplanungsgesetz 
geschaffen werden sollen, das (wie in 
Deutschland) die Erstellung/Fortschreibung 
eines Gesamtverkehrsplan Österreich (GVP-Ö) 
gesetzlich regelt und dabei eine SUP vorsieht.

 

 

18.12.2007| Folie 10

Kritikpunkte II 

Eine echte verkehrsträgerübergreifende 
Betrachtung innerhalb des Korridors findet 
nicht statt. Es wird von einem konkreten 
(Beinahe-) Projekt ausgegangen und dieses 
gerechtfertigt, anstatt eine echte 
Alternativenprüfung vorzunehmen. Oder 
erwartet man vom Initiator (der die Kosten 
der SUP tragen muss!) allen Ernstes, dass er 
zu einem negativen Prüfungsergebnis für 
„sein“ Projekt kommt?
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18.12.2007| Folie 11

Ausblick

Eine aussagekräftige SUP müsste sich mit der 
Veränderung der Ausbauprioritäten 
verschiedener Verkehrsträger befassen (wird 
zuerst die Schiene oder die Straße 
ausgebaut?) und hier verschiedene Szenarien 
berechen.
Vorbild für eine derartige Vorgangsweise: 
Szenarienberechnungen in der SUPer NOW 
(Strategische Umweltprüfung Nordosten
Wiens)

 

 

18.12.2007| Folie 12

Kontakt

Dr. Fritz Kroiss
Umweltbundesamt GmbH
Spittelauer Lände 5
1090 Wien
Tel. 313 04 - 5410
fritz.kroiss@umweltbundesamt.at
www.umweltbundesamt.at
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4. Die Berücksichtigung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und der SUP 
in Österreich im Vergleich zu 
Tschechien, Ungarn und Estland 

Thomas Alge, Ökobüro/Justice and Environment Network 

 

Meine Präsentation gliedert sich in fünf Elemente, an welchen ich mich auch in diesem 
Beitrag orientiere 

• Vorstellung der Aktivitäten von Justice and Environment, 

• Übersicht über die für den Titel wichtigen Bestimmungen der SUP-Richtlinie 

• Umsetzung der Richtlinie in Österreich 

• Ausgewählte Fragen im Rechtsvergleich 

• Rechtsschutz gegen SUP-Entscheidungen 

 

Justice and Environment (J&E) und SUP-Verkehr 

J&E ist ein seit dem Jahr 2003 operierendes europäisches Netzwerk mit eigener Rechts-
persönlichkeit von derzeit 12 auf Umweltrecht spezialisierten Umweltorganisationen 
(www.justiceandenvironment.org). Die meisten Organisationen kommen aus Zentralosteu-
ropa sowie Südosteuropa, doch gibt es auch Mitglieder in den Niederlanden, Spanien so-
wie das ÖKOBÜRO in Österreich. 2006 war das erste Jahr mit einem durchfinanzierten 
Arbeitsprogramm, auf welchem 2007 aufgebaut wurde. 

Im Rahmen des J&E Workplan 2007 erstellt J&E unter anderem nationale und rechtsver-
gleichende Rechts- und Fallstudien über die Umsetzung der SUP-Richtlinie im Verkehrsbe-
reich. Die Studien sind ab Dezember 2007 auf der Website von Justice & Environment ver-
fügbar. 

Die rechtlichen Grundlagen der SUP und der Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die SUP-Richtlinie ist leider nur noch ein Fragment dessen, was ursprünglich geplant war. 
Es wurde sowohl in Österreich als auch in Europa massiv und erfolgreich gegen die SUP 
lobbyiert. Dies führte einerseits zu Verzögerungen im Gesetzgebungsverfahren über viele 
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Jahre hinweg. Andererseits blieben im Ergebnis nur wenige und zum Teil unklar formulierte 
Verfahrensbestimmungen übrig, die, so zeigen unsere bisherigen Beobachtungen, dazu 
noch schlecht und lustlos umgesetzt worden sind. 

Wie dem auch sei, die Richtlinie regelt die Öffentlichkeitsbeteiligung in mehreren Artikeln 
(etwa Artikel 2d, Artikel 6, Artikel 7 oder Artikel 8). Zu betonen ist, dass die Richtlinie sowie 
das völkerrechtliche Äquivalent, das SUP-Protokoll zur Espoo-Konvention 
(http://www.unece.org/env/eia/sea_protocol.htm) eine „frühzeitige und effektive“ Öffent-
lichkeitsbeteiligung fordern, „zu einem Zeitpunkt, zu dem alle Optionen noch offen sind“ 
(Espoo Protokoll)) bzw „bei der Ausarbeitung und vor der Annahme des Plans“ (Artikel 8 
RL). Ähnliches regelt im Übrigen Artikel 7 der Aarhus Konvention (www.unece.org/env/pp). 
Weiters regelt die SUP RL in Artikel 8, dass die Eingaben der Öffentlichkeit und der SUP in 
der Entscheidung „berücksichtigt“ werden müssen (Berücksichtigungspflicht; vgl dazu 
etwa Michael Kloepfer, Lehrbuch Umweltrecht; Alge/Kroiss, SUP in Handbuch Umweltrecht 
(2006)). 

Umsetzung in Österreich, Verkehr 

Die meisten Umsetzungsrechtsakte bzw die Praxis sehen aber ganz anders aus. Ein Plan, 
im Verkehrsbereich eher schon ein Projekt, werden fertig geplant und erst nach Abschluss 
der Planungsarbeiten, wenn alles bereit steht für die formale Annahme, wird die Öffentlich-
keit beteiligt. Man kann dann Stellungnahmen abgeben, doch ist vollkommen unklar, was 
mit diesen passiert. Wenige Tage später wird der Plan formal so beschlossen, wie er ur-
sprünglich geplant war (so etwa die ersten SP-V-G die Ende Februar 2006 abgeschlossen 
wurden und sofort am 26. Februar im Parlament als Regierungsvorlage eingebracht wor-
den sind). Die Entscheidung im Parlament hingegen legt sich nicht für eine bestimmte Va-
riante fest, sondern gibt nur den Anfang und das Ende der Trasse bekannt. Es gab keine 
Zeit, die SUP in irgendeiner Form in der Entscheidung zu „berücksichtigen“. 

Es liegt in der Natur dieses Ansatzes, dass diese Art der Beteiligung weder „frühzeitig 
noch effektiv“ ist. Eine „Berücksichtigung“ ist der SUP und der Stellungnahmen ist 
dadurch nicht gewährleistet. Meines Erachtens widerspricht das der Richtlinie und wir 
werden das gemeinsam mit J&E näher prüfen. 

Die Praxis, so scheint es nach der heutigen Tagung, ist noch schlimmer als das Gesetz. 
Bei den bisherigen „SP-V’s“ wurde mutmaßlich viel Geld ausgegeben, um Umfangreiche 
Untersuchungen auf schön bedrucktem Papier darzustellen. Problematisch erscheint ua, 
dass die Umwelt nur eine Nebenrolle in diesem Verfahren spielt. Viel  wichtiger ist die 
„ökonomische und verkehrsstrategische Bewertung“, die in €€€,-- umgerechnet wird, ge-
nauso wie die Umweltauswirkungen. Dass dieser Ansatz der einer SUP grundsätzlich ge-
nauso fremd wie überhaupt zum Scheitern verurteilt ist, zeigen die genannten Praxisbei-
spiele. 

Die Bundesländer haben es sich besonders leicht gemacht und eine systemwidrige, je-
doch verhandelte (lobbyierte), Lücke in der RL ausgenutzt und für den Verkehrsbereich 
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überhaupt keine SUP-Umsetzung gemacht. Das ist besonders Schade, weil die Bundes-
länder – im Gegensatz zum Bund - umfangreiche und gut ausgearbeitete Landesverkehrs-
konzepte entwickeln, die sich für eine SUP perfekt anbieten würden. 

Umsetzung in anderen EU-Staaten (J&E Studien 2007) 

In Tschechien wird die Öffentlichkeit schon im Scoping beteiligt sowie später wieder in den 
Planungsverfahren (vgl. dazu näher J&E Workplan 2007: SEA-transport). In Ungarn erfolgt 
die Beteiligung in vier Phasen (Frage ob UVP-Pflicht; im Scoping sowie vor und nach An-
nahme des Plans). 

Wichtiger als die „formale“ Beteiligung ist die „effektive Beteiligung“ der Öffentlichkeit. In 
Estland sollen verschiedene Verfahrensvorschriften die Effektivitäten gewährleisten. Trotz-
dem kommt es in der Praxis zu Problemen, insbesondere bei politisch wichtigen Projekten. 
In letzter Zeit gab es in Estland nach dem Druck der Öffentlichkeit auch gut vorbereitete 
Verfahren und damit auch Erfolgserlebnisse. In Tschechien hingegen ist nicht gewährleis-
tet, dass die SUP in der Entscheidung „berücksichtigt“. Flächenwidmungsentscheidungen 
können in Tschechien gerichtlich durch NGOs geprüft werden. In Ungarn gibt es trotz der 
recht guten rechtlichen Umsetzungen Probleme in der Praxis. Manche Planentscheidungen 
können gerichtlich geprüft werden, doch sind die Verfahren zersplittert, unübersichtlich und 
dauern lange. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die rechtliche Umsetzung in den meisten 
Staaten zumindest teilweise gelungen ist, die Praxis aber ein anderes Bild zeichnet. Die 
SUP scheint auf ein grundsätzliches Desinteresse in der Verwaltung zu stoßen. Durch feh-
lende Rechtsschutzmöglichkeiten gegen SUP-Entscheidungen scheinen der „Willkür“ im 
Vollzug Tür und Tor geöffnet. 

Rechtsschutz gegen SUP-Entscheidungen? 

Regelung der RL 

Die SUP-Richtlinie lässt die Form der Entscheidung über das SUP-Verfahren offen. Die 
Richtlinie ist so angelegt, dass die SUP vor der tatsächlichen und formalen Entscheidung 
über einen Plan/Programm durchgeführt werden soll und dann im Plan/Programm „be-
rücksichtigt“ werden soll. Dh die eigentliche Entscheidung, bspw die Annahme eines Ver-
kehrskonzeptes oder die Festlegung des Streckenverlaufs im Bundesstraßengesetz, muss 
nicht notwendiger Weise im SUP-Verfahren stattfinden, doch muss die SUP sowie im 
Rahmen dessen die Öffentlichkeitsbeteiligung, bei der Entscheidung „berücksichtigt“ wer-
den. Die oben genannten Vollzugsdefizite drängen die Frage auf, wie sich die Öffentlichkeit 
gegen ineffektive und nicht berücksichtigte Beteiligung rechtlich wehren kann. 

Die Form der Entscheidung im SP-V-G 

Im SP-V-G erscheint die „Entscheidung“ über die SUP (Artikel 8) ein rechtliches Nichts zu 
sein. Der Verkehrsminister publiziert auf der Website ein wenig aussagekräftiges Doku-
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ment (zusammenfassende Erklärung) das ua sagt, dass die „SUP berücksichtigt wer-
den kann“. Dabei ist es jedoch vollkommen unklar, was wo und wie berücksichtigt werden 
soll. Die Ergebnisse des so bezeichneten „Umweltberichtes“, der inhaltlich gar keiner ist, 
sondern eine verkehrstechnische Analyse verschiedener Parameter, wird 1:1 abgeschrie-
ben.  Eine Einarbeitung der SUP und der Öffentlichkeitsbeteiligung auf fachlicher Ebene 
wäre jedoch geboten und nicht lediglich die Nennung des Wortes „berücksichtigen“. Weiter 
zitiert der Minister einen nichtssagenden Gesetzesentwurf. Der Text lautet nicht mehr als 
etwa „A5 Nordautobahn, Wien-Drasenhofen“, der rechtlich alle Varianten offen lässt. Diese 
„Entscheidung“ scheint ein willkürlicher Akt zu sein, ohne praktische und rechtliche Rele-
vanz. 

Die formale Entscheidung über den Plan ist bei Bundesstraßen die „Aufnahme einer 
Straße in den Anhang des Bundesstraßengesetzes“. Erwähnenswert erscheint in die-
sem Zusammenhang, dass in den erläuternden Bemerkungen zur Aufnahme von Straßen-
zügen nach durchgeführter SUP diese bzw. das SP-V-G in nicht näher erwähnt werden. In 
einem Halbsatz steht, dass eine SP-V durchgeführt worden ist, jedoch kein Hinweis, was 
das Ergebnis war und wie die SUP zu berücksichtigen ist. Dh es ist unklar, ob der Ent-
scheidungsträger (Parlament) überhaupt darüber informiert war. Es ist auch keine Bindung 
der „Umsetzer des Plans“ (ASFINAG, BMVIT) erkennbar, sich an die SUP zu halten. 

Nun kann man darüber streiten, ob das wenig aussagekräftige Dokument auf der BMVIT-
Website eine „Entscheidung“ im Sinne der RL ist oder ob das nur für die Aufnahme einer 
Straße in den Anhang des Bundesstraßengesetzes gilt. Wie auch immer, die Rechtsform 
der Entscheidung ist im Rechtsstaat deshalb wichtig, weil damit idR verschiedene Rechte 
verbunden sind und das rechtsstaatliche Grundprinzip der Bundesverfassung gewährleistet 
wird. Für die Öffentlichkeit wichtig wäre die Möglichkeit, die Entscheidung der SUP bzw 
des darauf aufbauenden Planes rechtlich prüfen zu können. In Estland, Tschechien und 
Ungarn ist das zumindest zum Teil möglich. 

Aufnahme einer Straße in den Anhang des Bundesstraßengesetzes ist Rechtsakt 

Klar ist, dass die Aufnahme einer Straße in den Anhang des Bundesstraßengesetzes ein 
Rechtsakt, und zwar ein Bundesgesetz ist. Das SP-V-G ist ebenfalls ein Bundesgesetz, 
das Verfahrensregeln festlegt, die vor der Aufnahme einer Straße in den Anhang des Bun-
desstraßengesetzes angewendet werden müssen. Wenn diese Regelungen europarechts-
widrig sind oder das Gesetz rechtswidrig (dh einem anderen Gesetz widersprechend oder 
europarechtswidrig) angewendet wird, dann heißt das, dass der Rechtsakt Aufnahme ei-
ner Straße in den Anhang des Bundesstraßengesetzes rechtswidrig, jedoch nicht verfas-
sungswidrig ist. 

Der Verfassungsgerichtshof kann das nicht prüfen, weil er nur österreichisches Recht, nicht 
jedoch Europarecht prüfen kann. Der VwGH (Verwaltungsgerichtshof) hat jedoch die Mög-
lichkeit und die Pflicht, die Europarechtskonformität zu prüfen. Jemand der im Straßen-
bau-Verfahren, also idR im Rahmen einer UVP, Parteistellung hat, könnte Vorbringen, 
dass das der UVP zu Grunde liegende Gesetz (=Aufnahme einer Straße in den Anhang 
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des Bundesstraßengesetzes) europarechtswidrig ist und somit das UVP-Verfahren ge-
stoppt werden muss. 

Die Regelung der Aarhus Konvention 

Eine andere Ebene ist die völkerrechtliche. Die Öffentlichkeitsbeteiligung bei Plänen und 
Programmen ergibt sich auch aus Artikel 7 der Aarhus Konvention (Vgl dazu 
http://www.oekobuero.at/start.asp?b=442; http://www.partizipation.at/aarhus-
konvention.html; http://www.justiceandenvironment.org/je-international/aarhus/). Die Aar-
hus Konvention wurde von Österreich und der EU ratifiziert und ist unmittelbar anwendbar. 

Die ersten beiden Sätze von Artikel 7 lauten: „Jede Vertragspartei trifft angemessene prak-
tische und/oder sonstige Vorkehrungen dafür, dass die Öffentlichkeit, nachdem ihr zuvor 
die erforderlichen Informationen zur Verfügung gestellt worden sind, in einem transparen-
ten und fairen Rahmen während der Vorbereitung umweltbezogener Pläne und Pro-
gramme beteiligt wird. In diesem Rahmen findet Artikel 6 Absätze 3, 4 und 8 Anwendung.“ 

Artikel 6 Abs 3 und 4 und 8 lauten: 

(3) Die Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung sehen jeweils einen angemessenen zeitlichen 
Rahmen für die verschiedenen Phasen vor, damit ausreichend Zeit zur Verfügung steht, um 
die Öffentlichkeit nach Absatz 2 zu informieren, und damit der Öffentlichkeit ausreichend Zeit 
zur effektiven Vorbereitung und Beteiligung während des umweltbezogenen Entschei-
dungsverfahrens gegeben wird. 

(4) Jede Vertragspartei sorgt für eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem Zeit-
punkt, zu dem alle Optionen noch offen sind und eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung 
stattfinden kann. 

(8) Jede Vertragspartei stellt sicher, dass das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung bei der 
Entscheidung angemessen berücksichtigt wird.“ 

Die Interpretation durch das Aarhus Convention Compliance Committee 

Nun stellt sich die Frage, wie diese Bestimmungen zu interpretieren sind. Die Aarhus Kon-
vention verfügt über ein „Compliance Committee“, an welches sich die Öffentlichkeit und 
Staaten wenden können, um Verletzungen der Umsetzung der Konvention geltend zu ma-
chen http://www.unece.org/env/pp/compliance.htm. Das Komitee setzt dann ein Verfahren 
in Gang, in welchem die vorgebrachten Argumente untersucht werden und schließlich ent-
schieden wird, ob ein Staat die Konvention verletzt hat. Die Vertragsstaatenkonferenz 
(MOP) entscheidet dann, ob ein Staat gegen die Konvention verstoßen hat. Mehr dazu 
siehe: http://www.oekobuero.at/start.asp?b=1413. Bisher gab es etwa 20 Fälle. Informatio-
nen dazu finden Sie auf der ÖKOBÜRO Website sowie unter www.participate.org  
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Armenien vs Österreich 

Im Hinblick auf Artikel 7 gibt es eine interessante Entscheidung des Komitees über die Si-
tuation in Armenien (Case C 2004/08 Armenia; vgl NGO Zusammenfassung: 
http://doku.cac.at/cases6_10.pdf; Download unter: 
http://www.unece.org/env/pp/pubcom.htm). In dem Fall ging es ua darum, dass bestimmte 
Umweltpläne in Gesetzesform beschlossen worden sind, die Öffentlichkeitsbeteiligung 
nicht berücksichtigt worden ist und es aufgrund der Rechtsform „Gesetz“ gegen die Ent-
scheidung keinen Rechtsschutz gab (governmental decree, wird vom Komitee als Gesetz 
interpretiert). Die Ähnlichkeit zur oben dargestellten Situation liegt auf der Hand! 

Das Komitee stellt dazu in Paragraph 27 der Entscheidung fest, dass in diesem Fall nicht 
die rechtliche Umsetzung bzw das „regulatory framework“ das Problem ist, sondern die 
Umsetzung, Anwendung und Durchsetzung der Regelungen. 

Rechtsformflucht nicht möglich 

In Paragraph 36 stellt das Komitee klar, dass der Inhalt dieser Entscheidungen inhaltlich 
Artikel 6 (UVP und IPPC-Verfahren) und Artikel 7 der Konvention betrifft. Es widerspricht 
daher der Konvention, eine Rechtsform zu wählen, welche den Rechtsschutz der Öffent-
lichkeit gemäß Artikel 9 Abs 2 (UVP und IPPC) bzw Artikel 9/3 (alle anderen Entscheidun-
gen, insb Art 7) ausschließt. Artikel 9/3 regelt den Rechtsschutz der Öffentlichkeit, das sind 
jedenfalls eine bestimmte Anzahl von NGOs (vgl Entscheidung Case C11-2005 Belgium), 
für Handlungen und Unterlassungen gegen Umweltrecht durch Behörden oder Private2.  

Rechtsschutz gegen Artikel 7 Entscheidungen muss möglich sein 

In Paragraph 37 bestätigt das Komitee den Staaten zwar einen grundsätzlich großen 
Handlungsspielraum für die Umsetzung der Konvention, doch ist diese Diskretion bei The-
men, die inhaltlich Artikel 6 und Artikel 7 betreffen, eingeschränkt. Jedenfalls ist es nicht 
möglich bzgl Artikel 6 und 7 eine Rechtsform zu wählen, die den Rechtsschutz für die Ein-
haltung der Rechte im Sinne von Artikel 6 und Artikel 7 nicht gewährleistet, insb dann nicht, 
wenn andere Rechtsinstitute gewählt werden könnten, bei welchen dieses Problem nicht 
auftritt. 

                                                 
2  Art 9/3 lautet: 3) Zusätzlich und unbeschadet der in den Absätzen 1 und 2 genannten Überprüfungsverfahren stellt jede Vertragspartei 

sicher, daß Mitglieder der Öffentlichkeit, sofern sie etwaige in ihrem innerstaatlichen Recht festgelegte Kriterien erfüllen, Zugang zu 
verwaltungsbehördlichen oder gerichtlichen Verfahren haben, um die von Privatpersonen und Behörden vorgenommenen Handlungen 
und begangenen Unterlassungen anzufechten, die gegen umweltbezogene Bestimmungen ihres innerstaatlichen Rechts verstoßen. 
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Fazit 

Folglich ist davon auszugehen, dass das SP-V-G der Aarhus Konvention widerspricht, weil 
die Berücksichtigung der Öffentlichkeit weder rechtlich noch praktisch gewährleistet ist und 
es gegen die Entscheidung keine Rechtsschutzmöglichkeiten gibt. 

Sinnvoller als eine Beschwerde beim Komitee wäre natürlich eine korrekte Umsetzung der 
SUP in Österreich, weil der Rechtsschutz immer das letzte Mittel ist. Es muss jedoch zu-
mindest die Möglichkeit geben, die Rechtmäßigkeit des SUP-Verfahrens prüfen zu lassen. 

Beilagen: 

Aarhus Compliance Committee Entscheidung Armenien und Belgien (siehe Anhang II) 
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5. Evaluierung von Umweltbericht und 
SUP-Verfahren am Praxisbeispiel S 37 
Scheifling – Klagenfurt 

Robert Unglaub, Raum- und Landschaftsplaner 

 

5.1 Einleitung 

Im Jahr 2006 wurde im Rahmen des SUP-Verfahrens zur S 37 Scheifling - Klagenfurt der 
Umweltbericht durch den Autor einer kritischen Analyse unterzogen. Die Untersuchung 
bildete die Grundlage für eine qualifizierte Stellungnahme des „Forums Alpenkonvention 
Kärnten“ im Zuge des Bürgerbeteiligungsverfahrens zur SUP. 

Aufbauend auf einer Kurzbeschreibung des Vorhabens und einer Definition der grundle-
genden rechtlichen und fachlichen Mindestanforderungen an eine SUP für ein hochrangi-
ges Straßenprojekt, werden im Folgenden die wichtigsten Ergebnisse der Analyse vorge-
stellt. 

 

5.2 Das Vorhaben: Bau der  S 37 Scheifling - Klagenfurt 

Die S 37 soll eine Lücke im österreichischen Autobahnnetz schließen und würde eine neue 
durchgehende hochrangige Straßenverbindung einerseits für den Ost – West Verkehr 
(Wien – Klagenfurt über die S 36/Südautobahn) und andererseits für den Nord-Süd-
Verkehr (Linz – Klagenfurt über die Phyrnautobahn) schaffen (siehe Abb. 5-1). 
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Abb. 5-1 S 37 – Stellung im österreichischen Autobahnnetz 

 

Quelle: Umweltbericht Strat. Prüfung Verkehr S 37 

 

Auf internationaler Ebene betrachtet, handelt es sich um einen weiteren Lückenschluss im 
transeuropäischen hochrangigen Straßennetz auf der Achse Baltikum - Oberitalien / östli-
che Adria / Balkanstaaten. Das insgesamt 66 km lange Teilstück ist im Kärntner Abschnitt 
z.T. bereits heute als 4-streifige Schnellstraße ausgebaut (ca. 39 km). Etwa zwischen 
Kärntner Landesgrenze und Scheifling  in der Steiermark herrscht der Charakter einer 
normalen 2-streifigen Landesstraße vor. Der Anschlussabschnitt Scheifling – Judenburg an 
die S 36, ebenfalls in Form einer Autobahn, ist bereits in der Planung weit fortgeschritten. 
Aufgrund des in den letzen Jahren stark ansteigenden Verkehrsaufkommens sind sowohl 
aus verkehrlicher als auch aus Umweltsicht die Ortsdurchfahrten insbesondere von Neu-
markt und Scheifling, aber auch einiger anderer kleiner Ortschaften sehr problematisch. 

Die Entlastung der Orte vom Durchgangsverkehr ist nicht zuletzt ein Argument mit dem 
man gerade der örtlichen Bevölkerung die Straße schmackhaft machen will. Die Kehrseite 
der Medaille ist jedoch: für das Jahr 2030 wird eine Verkehrsbelastung von bis zu 40.000 
KFZ pro Tag prognostiziert. Heute sind es durchschnittlich etwa 10.000 KFZ. 

 

5.3 Mindestanforderungen an eine SUP  

Der Sinn und Zweck einer SUP ist der SUP-Richtlinie der EU (2001/42/EG) zu entnehmen. 

Hier lassen sich zwei Kernaufgaben erkennen: 
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• Mehr Bedachtnahme auf den Schutz der Umwelt bzw. die nachhaltige Entwicklung 
bei Entscheidungen auf planerisch / strategischer Ebene durch sachgerechte, 
transparente und möglichst umfassende Analyse der zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen  

• Die Beteiligung der Öffentlichkeit am Verfahren 

 

Hintergrund und Motiv dieses Verfahrens zur Optimierung von umweltrelevanten Entschei-
dungsprozessen ist die Erkenntnis, dass Umweltbelange und langfristige Nachhaltigkeits-
aspekte in politischen Entscheidungsprozessen häufig nicht ausreichend gewürdigt werden 
und allzu leichtfertig gegenüber anderen (öffentlichen) Interessen zurückstehen müssen. 
Vergleicht man den Entscheidungsprozess symbolisch mit einer Waage, deren Gewicht 
der Waagschalen die Entscheidung herbeiführt, so sollen die Umweltbelange gestärkt, d.h. 
ein größeres Gewicht bekommen (siehe Abb. 5-2) und daher generell einen höheren Ein-
fluss auf die Entscheidung haben. Außerdem ist im SUP-Verfahren darzulegen, was auf 
den Waagschalen liegt, d.h., die Entscheidung ist auf sachlicher Ebene zu begründen und 
sollte somit transparenter und nachvollziehbarer werden. 

 

Abb. 5-2 Mehr Gewicht für die Umweltbelange durch die SUP 
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5.3.1 Maßstäbe für die Evaluierung der SUP 

Grundsätzlich besteht die Evaluierung aus zwei „Prüfschritten“: 

1. die Vollständigkeitsanalyse  
- wurden alle rechtlich vorgegebenen Inhalte berücksichtigt? 

2. die Plausibilitätsanlyse  
- entsprechen die vorgenommenen Analysen und Bewertungen der „guten fachli-
chen  Praxis“ und sind sie durch die relevanten Rechtsvorschriften gedeckt? 

Aus der oben beschriebenen kurzen Analyse der wesentlichen Regelungsziele der EU-
Richtlinie zur SUP können einige grundlegende Qualitätsmerkmale für die Erstellung des 
Umweltberichts und die Durchführung des SUP-Verfahrens abgeleitet werden, die sich wie 
folgt zusammenfassen lassen: 

Umweltbericht 

• Einbeziehung eines möglichst breiten Spektrums „vernünftiger“ Alternativen 

• Möglichst vollständige Berücksichtigung aller relevanten Umweltaspekte  

• Klare Trennung zwischen Umweltaspekten und sonstigen relevanten Aspekten der 
Entscheidungsfindung, d.h. Ausrichtung des Umweltberichts auf die in Anhang I Lit 
f SUP-Richtlinie genannten Schutzgüter 

• Plausible und nachvollziehbare Ableitung von Wertmaßstäben für die Bewertung 
der zu erwartenden Umweltauswirkungen anhand der in einschlägigen Umwelt-
rechtsnormen, internationalen Konventionen sowie auf lokaler, regionaler oder na-
tionaler Ebene politisch beschlossener Programme, Konzepte, Strategien und 
Planungen enthaltenen Umweltqualitätsziele sowie sonstiger umweltbezogener 
Vorgaben 

• Nachvollziehbare, plausible Bewertung der im jeweiligen Einzelfall zu erwartenden 
Umweltauswirkungen unter Anwendung ausgereifter und anerkannter Bewer-
tungsmethoden 

 

Verfahren / Bürgerbeteiligung 

• Umfassende Angebote zur Information und Beteiligung der Bürger 

• Dokumentation der Bürgereinwendungen und sonstigen (z.B. amtlichen) Stellung-
nahmen sowie ihrer Berücksichtigung bei der Entscheidung 
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Die Evaluierung des Umweltberichts bzw. des SUP-Verfahrens wurde mit Hilfe dieser all-
gemeinen Qualitätsanforderungen durchgeführt. Die konkreten inhaltlichen und rechtlichen 
Anforderungen folgen einerseits den einschlägigen Rechtsnormen und andererseits der 
„guten fachlichen Praxis“, wie sie in der Literatur durch die spezifischen Leitfäden / Hand-
bücher usw. repräsentiert wird (siehe Literaturliste). 

5.4 Ergebnisse der Evaluierung 

Für folgende wesentliche Inhalte werden die Ergebnisse der Evaluierung auf den nächsten 
Seiten kurz erläutert: 

• Umweltziele 

• Ist-Zustands-Analyse der betroffenen Umwelt 

• Auswahl der geprüften Alternativen 

• Beurteilung der zu erwartenden Auswirkungen 

• Verfahrensaspekte 

 

5.4.1 Umweltziele 

Die Darlegung der relevanten Umweltziele, wie sie in Rechtsnormen, internationalen Kon-
ventionen und Programmen, Konzepten usw. enthalten sind, ist in der SUP-Richtlinie als 
wesentlicher inhaltlicher Aspekt des Umweltberichts ausdrücklich genannt (Art 5 i.V.m. An-
hang I  Lit e). Sie bilden die Grundlage für die im Zuge der Bewertung der Umweltauswir-
kungen erforderlichen Wertmaßstäbe. 

Grundsätzlich kann zwischen 

• schutzgutspezifischen und  

• verursacherspezifischen Zielen  

unterschieden werden.  

 

Die Darstellungen der direkt schutzgutbezogenen Umweltziele des Umweltberichts sind 
vollständig und entsprechen dem Spektrum des rechtlich vorgegebenen Katalogs (§ 6 Abs. 
2 Z 8 SP-V-Gesetz). 

Es werden jedoch auch nicht umweltbezogene „Schutzgüter“ berücksichtigt und entspre-
chende Ziele formuliert. So findet sich folgende Zieldefinition zum Thema „Regionalent-
wicklung“ im Umweltbericht: 
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„Ziel: Schutz und Förderung der Entwicklungsmöglichkeiten der Region im wirtschaftlichen 
und kulturellen Sinne“ ([9], S. 117) 

Gleichzeitig fehlt jedoch der gesamte Bereich der „verursacherspezifischen Ziele“. Bei-
spielhaft seien an dieser Stelle der Nationale Umweltplan und das Protokoll Verkehr der 
Alpenkonvention angeführt. 

Nationaler Umweltplan (Kap. Verkehr):  
- Verkehrsverlagerung auf Verkehrsträger mit geringem spezifischen Energieaufwand 

Auch die Protokolle der Alpenkonvention, insbesondere das Verkehrsprotokoll beinhalten 
wichtige Bestimmungen im Zusammenhang mit dem Bau von hochrangigen Straßen. 

5.4.1.1 Exkurs Alpenkonvention 

Der gesamte Umweltbericht erwähnt mit keinem Wort die Alpenkonvention, auch nicht ihre 
in Österreich seit fast 5 Jahren in Rechtskraft befindlichen Durchführungsprotokolle. Diese 
enthalten eine Fülle von Zielvorgaben und z.T. sehr konkreter „self executing“ Vorschriften, 
die von besonderer Brisanz für die Planung hochrangiger Straßen im Anwendungsgebiet 
der Alpenkonvention sind. So wäre es im Rahmen eines Umweltberichts sicherlich erfor-
derlich gewesen, sich mit Art. 11 Abs. 1 des Verkehrsprotokolls auseinanderzusetzen, der 
besagt: 

„…die Vertragsparteien verzichten auf den Bau neuer hochrangiger Straßen für den alpen-
querenden Verkehr“ 

Es ist offensichtlich, dass es sich bei der S 37 um eine hochrangige Straßenverbindung 
handelt, die bisher nicht existiert hat. Allenfalls die bestehenden 4-streifigen Teilstrecken in 
Kärnten könnten in ihrer Funktion und Verkehrswirksamkeit als „hochrangig“ bezeichnet 
werden. Es ist somit davon auszugehen, dass mit dem Lückenschluss zwei neue hochran-
gige alpenquerende Straßenverbindungen geschaffen werden: 

• Für den Nord-Süd - Verkehr: Linz - Leoben - Klagenfurt - Ljubljana / Udine 

• Für den Ost-West - Verkehr: Wien - Leoben - Klagenfurt - Udine 

(unterstrichen sind die jeweiligen nächst gelegnen größeren Städte außerhalb des Al-
penkonventionsgebiets) 

Somit ist nicht auszuschließen, dass hier ein Vorhaben geplant wird, dass gültigen Rechts-
normen widerspricht. Es könnte ein so genanntes Killerkriterium vorliegen. Diese Proble-
matik im Rahmen einer strategischen Umweltprüfung außer Acht zu lassen, ist keinesfalls 
nachvollziehbar und stellt einen schwerwiegenden Mangel dar. 



E V A L U I E R U N G  S  3 7  

B u n d e s a r b e i t s k a m m e r    45  

5.4.2 Ist-Zustands-Analyse 

Die Darstellung und Bewertung des Ist-Zustandes der von der Straßenplanung betroffenen 
Umwelt entspricht im Hinblick auf die Vollständigkeit (Berücksichtigung aller Schutzgüter) 
sowie auch der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Bewertung sowohl den gesetzlich 
geforderten Inhalten als auch dem Stand der „guten fachlichen Praxis“. 

Einschränkend ist jedoch darauf hinzuweisen, dass auch hier, wie im Kapitel „Umweltziele“ 
ebenfalls Nicht-Umweltaspekte in die Bewertung einfließen ([9], S.117). 

5.4.3 Alternativenprüfung 

Die vergleichende Prüfung der Umweltauswirkungen unterschiedlicher so genannter „ver-
nünftiger“ Alternativen ist eine große Stärke der strategischen Umweltprüfung gegenüber 
der Projekt-UVP. 

Im Rahmen des Umweltberichts zur S 37 wurden die Wirkungen von insgesamt 6 Alternati-
ven (einschließlich Nullvariante) im Prognosezeitraum bis zum Jahr 2030 verglichen. Sie 
berücksichtigen sowohl verschiedene räumliche Varianten als auch Systemalternativen in 
Form unterschiedlicher Verkehrsträger. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Alterna-
tiven (… S. 23-32): 

• Bahnausbau (Errichtung einer Hochleistungsstrecke Strecke von Scheifling nach 
St. Veit, Taktverdichtung auf der Bahnlinie Bruck/Mur - Villach) 

• „ÖV-betrieblich“ (Taktverdichtung auf der Bahnlinie Bruck/Mur – Villach) 

• Bau der S 37 

• Bau von Ortsumfahrungen (Umfahrungen für Scheifling, Perchau, Neumarkt-St. 
Marein und Dürnstein, Ausbau B 317 Bereich „Zwischenwässern“), restliche Stre-
cke wie im Bestand) 

• Errichtung einer Schnellstraßenverbindung zwischen Zeltweg (S36) und Bad. St. 
Leonhard über den Obdacher Sattel 

• Nullvariante (es werden generell keine Maßnahmen bis auf den Ausbau B 317 Be-
reich „Zwischenwässern“ gesetzt) 

Das Spektrum der Alternativenwahl ist sehr weit und daher grundsätzlich gut geeignet ver-
schiedene denkbare verkehrliche Lösungen anhand ihrer umweltrelevanten Wirkungen zu 
vergleichen. 

5.4.3.1 Annahmen zu den Eigenschaften und Merkmalen der Alternativen 

Neben dem Aspekt der Berücksichtigung eines möglichst großen Spektrums an sinnvollen 
und denkbaren Alternativen, die es ermöglichen einen echten systemübergreifenden Ver-
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gleich verschiedener Lösungen anzustellen, ist für die Qualität der Beurteilung der Alterna-
tiven auch ein zweiter Gesichtspunkt von entscheidender Bedeutung: 

welche Eigenschaften und Merkmale werden den ausgewählten Alternativen zugespro-
chen? 

Diese Annahmen haben entscheidenden Einfluss auf das Ergebnis der vergleichenden 
umweltbezogenen Auswirkungsabschätzung. 

Bei der Definition der Alternativen sind einige Auffälligkeiten festzustellen, die im Folgen-
den anhand zweier Beispiele kurz dargestellt werden. 

Die Nullvariante wird als eine Alternative verstanden, die für die nächsten 25 Jahre unter-
stellt, dass selbst dringende Umwelt- bzw. Verkehrsprobleme nicht gelöst werden. Nullvari-
ante bedeutet jedoch immer nur, dass die angestrebte Planung  - in diesem Fall die Auf-
nahme der S 37 Abschnitt Scheifling - Klagenfurt in das hochrangige Straßennetz - nicht 
verwirklicht wird. Alle im Prognosezeitraum bis 2030 als realistisch zu erwartenden Ent-
wicklungen sind in einer Nullvariante jedoch zu berücksichtigen. 

Es erscheint als höchst unrealistisch, dass in diesem langen Zeitraum schon heute als kri-
tisch eingeschätzte Umwelt- und Verkehrsprobleme insbesondere in Gestalt der Ortsdurch-
fahrten von Neumarkt und Scheifling keiner Lösung zugeführt werden. Sowohl in Kärnten 
als auch in der Steiermark ist es gängige Praxis der Verkehrspolitik für besonders kritische 
örtliche Verkehrsprobleme, Ortsumfahrungen zu planen und zu bauen. D.h., eine realisti-
sche Form der Nullvariante muss die Lösung der dringendsten Probleme einbeziehen. Zu-
mindest Ortsumfahrungen für Neumarkt und Scheifling sind in einem Zeitraum von 25 Jah-
ren als gegeben anzunehmen. Dies würde zu ganz anderen und wesentlich günstigeren 
Bewertungen der Umweltauswirkungen dieser Alternative führen. 

Auch die Alternative Bau der S 37 enthält Annahmen, die sowohl spekulativ als auch stark 
subjektiv geprägt sind. Dem Autobahnbau wird generell unterstellt, höhere Umweltstan-
dards zu erfüllen, als dem Bau von niederrangigeren Straßen (z.B. Landesstraßen B). Es 
wird davon ausgegangen, dass Autobahnen verstärkt als Unterflurtrassen und in Tunnels 
geführt werden sowie z.B. in hohem Maße mit Lärmschutzwänden ausgestattet werden. 

Ohne die konkreten Projekte zu kennen, ist diese Aussage jedoch nicht haltbar. Generell 
haben alle Straßenbauprojekte, also sowohl Autobahnen als auch andere Straßenbauvor-
haben, die gleichen in den Umweltrechtsnormen und fachlichen Regelwerken festgelegten 
Umweltstandards zu erfüllen. So gibt es auch Beispiele von Unterflurtrassen für Ortsumge-
hungen, so z.B. an der B 78 in Obdach. Im Rahmen des Ausbaus der B 100 in Kärnten 
befindet sich im Bereich von Greifenburg eine Unterflurtrasse gerade im UVP-Verfahren. 

Auch wäre es durchaus denkbar und sinnvoll bestehende Abschnitte der B 317, die z.B. 
hohe Lärmimmissionen verursachen mit Lärmschutzmaßnahmen zu versehen. Insbeson-
dere da die Variante „Ortsumfahrungen“, wie oben dargelegt eher einer realistischen „Null-
variante“ entspricht, wäre eine Variante mit Ortsumfahrungen und punktuellen Adaptierun-
gen  der Bestandsstrecke im Sinne eines verbesserten Lärmschutzes eine sinnvolle zu 
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prüfende Variante. Diese würde bei objektiver Prüfung aus Umweltsicht noch günstiger 
gegenüber der Alternative „Bau der S 37“ zu beurteilen sein als dies bei der geprüften Va-
riante „Ortsumfahrungen“ ohnehin schon gegeben ist (siehe Abb. 5-4). 

Die aufgezeigten Auffälligkeiten hinsichtlich der Annahmen zu den gewählten Alternativen 
wirken sich alle positiv für die Variante „Bau der S 37“ aus. 

5.4.4 Beurteilung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 

5.4.4.1 Umweltbegriff 

Der sehr missverständliche Titel „Umweltbericht“ beinhaltet sämtliche Prüfinhalte der stra-
tegischen Prüfung Verkehr, die sich in folgende Bereiche gliedert (s. Abb. 5-3): 

Abb. 5-3 Wirkungsbeurteilung der Alternativen 

  

Es wäre zu erwarten, dass der Teilbereich Umweltverträglichkeit ausschließlich Aspekte 
des Umweltschutzes im Sinne der Liste der Schutzgüter nach Anhang I Lit f SUP-Richtlinie 
behandelt. Wie im Bereich Umweltziele und Bestandsanalyse werden jedoch auch hier 
Nicht-Umweltaspekte behandelt und in die Bewertung einbezogen. Im Kapitel „6.3.2 Be-
wertung der Umweltverträglichkeit Themenbereich Mensch / Siedlungsraum / Sachgüter“ 
werden in der Gesamtbewertung 

• gewerbliche Entwicklungspotenziale 

• Verbesserung der lokalen und regionalen Erreichbarkeit  

als positive Umweltwirkungen eingestuft ([9], S. 166). 

In der Realität kommt es jedoch zu gegenteiligen Wirkungen. Erfahrungsgemäß führt die 
vermehrte Ansiedlung von Gewerbe und Industrie aufgrund des Landschaftsverbrauchs, 
zunehmender Emissionen und zunehmender Verkehrsströme auch immer zu zusätzlichen 
Umweltbelastungen. Auch eine verbesserte Erreichbarkeit infolge verbesserter Straßen-
verkehrsinfrastruktur erhöht i.d.R. das Verkehrsaufkommen und damit auch die Umweltbe-
lastung. 

Die von den Begriffdefinitionen der SUP-Richtlinie abweichende Interpretation des Begriffs 
Umwelt bzw. Umweltauswirkungen sowie die fehlerhafte und nicht nachvollziehbare 

 

Wirkungsbeurteilung 
der Alternativen in   
3 Bereichen 

Gesamtwirtsch. Zweckmäßigkeit 

Umweltverträglichkeit 

Beitrag zur nachh. Entwicklung 
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fachliche Analyse der Umweltauswirkungen bzgl. Gewerbeansiedlungen und Verbesserung 
der Erreichbarkeit durch Straßeninfrastruktur wirken sich - so wie auch die anderen bereits 
aufgezeigten Mängel – ebenfalls günstig auf die Beurteilung der Alternative „Bau der S 37“ 
aus. 

5.4.4.2 Verwendung des Begriffs „Umweltverträglichkeit“ 

Die vergleichende Abschätzung eines Großteils der Umweltwirkungen der verschiedenen 
geprüften Alternativen wird unter der Überschrift „Umweltverträglichkeit“ abgehandelt. 

Im Gegensatz zur Umweltverträglichkeitsprüfung, die auf eine projektbezogene vorsorgen-
de Umweltgefahrenabwehr abzielt, ist die SUP jedoch ein auf der Planungsebene angesie-
deltes Umweltoptimierungsinstrument mit dem Ziel, die negativen Umweltfolgen von Ent-
scheidungen soweit wie möglich zu minimieren und die positiven Wirkungen soweit wie 
möglich zu steigern. 

Die Verwendung des Begriffs Umweltverträglichkeit führt dazu, Unterschiede in der Beur-
teilung der Umweltauswirkungen zu nivellieren. So wird z.B. den Alternativen „Ortsumfah-
rungen“ und „Bau der S 37“ pauschal die Umweltverträglichkeit bescheinigt (vgl. [9], 
S.170). Dies ist jedoch gar nicht möglich, da ohne die Kenntnis eines konkreten Projekts 
und ohne die Erarbeitung entsprechender Fachgutachten im Rahmen eines UVP-
Verfahrens die Umweltverträglichkeit gar nicht seriös beurteilt werden kann. Auf der SUP-
Ebene können lediglich qualitative Beurteilungen von voraussichtlichen Umweltwirkungen 
in grober Abstufung erfolgen. 

Folgendes Beispiel soll verdeutlichen, wie der Begriff Umweltverträglichkeit in der SUP zur 
S 37 verwendet wird und damit die Bewertung von Umweltauswirkungen unterschiedlicher 
Alternativen stark verzerrt wird. 

Bei der Bewertung der Umweltsauswirkungen sind insbesondere die Wertstufen „hohe“ 
und „sehr hohe Erheblichkeit“ von besonderer Bedeutung, da es hier voraussichtlich zu 
relevanten Beeinträchtigungen kommen kann. Vergleicht man die Anzahl der Einstufungen 
dieser beiden Kategorien für die Alternativen „Bau der S 37“ und „Ortsumfahrungen“ so 
kommt man zu folgendem Ergebnis (vgl. [9], S. 166-167): 

Abb. 5-4 Vergleich der Umweltwirkungen 

 Anzahl Stufe 

„hoch“ 

Anzahl Stufe  

„sehr hoch“ 

„Bau der S 37“ 13 x 1 x 

„Ortsumfahrungen“ 11 x - 
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Drückt man diese Unterschiede als Verhältnis der Anzahl der Wertstufen „hoch“ und „sehr 
hoch“ der beiden Alternativen zueinander aus, so wird deutlich, dass es durchaus relevante 
Unterschiede in den Umweltwirkungen gibt. Die Alternative „Bau der S 37“ ist gegenüber 
der Alternative „Ortsumfahrungen“ um rd. 27 % häufiger in der Wertstufe „hoch“ oder „sehr 
hoch“ vertreten. Anders ausgedrückt, hat die Variante „Bau der S 37“ eine um 27 % höhere 
Umweltbelastung zur Folge als die Variante „Ortsumfahrungen“. 

Im Umweltbericht Kapitel „6.3.2.3 Hauptergebnis der Bewertung der Umweltverträglichkeit“ 
heißt es dagegen: 

„Es sind somit gemäß den vorliegenden Untersuchungsergebnissen die Umweltauswirkungen 
der Alternativen 1 „Schnellstraße“ (inkl. dem Stand der Technik entsprechende Ausgleichs-
maßnahmen) und 2 „lokale Ortsumfahrungen“ als verträglich zu beurteilen.“( [9],  S.170). 

Die erheblichen Unterschiede der Umweltauswirkungen, wie sie aufgrund der eigenen im 
Umweltbericht vorgenommen Bewertungen deutlich werden, werden durch diese „Umin-
terpretation“ eines Umweltoptimierungsinstrument auf planerischer Ebene zu einer Art Vor-
Prüfungsverfahren zur Einhaltung von Zulässigkeitsgrenzwerten, stark abgeschwächt und 
verwässert. 

Es erübrigt sich an dieser Stelle fast schon zu erwähnen, dass auch diese recht eigenwilli-
ge Interpretation der SUP sich zu Gunsten der Bewertung der Alternative „Bau der S 37“ 
auswirkt. 

5.4.5 Verfahrensaspekte 

Eine Beteiligung der Bürger am SUP-Verfahren war ausschließlich für Internet-Nutzer mög-
lich. Hier konnte der Umweltbericht herunter geladen und eine Stellungnahme per E-Mail 
an das Verkehrsministerium geschickt werden. Diese Praxis ist fragwürdig, schließt sie 
doch alle Bürger, die keinen Internetzugang haben, an der Bürgerbeteiligung aus. 

Dennoch sind zahlreiche Stellungnahmen von Bürgern aber auch im Rahmen der Beteili-
gung der Umweltstellen eingegangen. Diese Einwände und Anmerkungen wurden auch in 
der abschließenden Entscheidungsbegründung zusammenfassend dargelegt. 

Die z.T. sehr qualifizierten und grundlegenden Bedenken, wie z.B. der mögliche Wider-
spruch zu direkt anwendbaren völkerrechtlichen Bestimmungen des Verkehrsprotokolls der 
Alpenkonvention und damit einer möglichen Rechtswidrigkeit der Errichtung der S 37 als 
hochrangige Straßenverbindung, wurde nicht eingegangen, sondern auf die nachfolgende 
UVP verwiesen: 

„….dass unter der Voraussetzung der Einhaltung der Überwachungsmaßnahmen und der 
Festlegung für allfällige sich aus der Netzveränderung ergebenden Projekte….., die in den 
Stellungnahmen geäußerten Bemerkungen zur vorgeschlagenen Netzveränderung und zum 
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Umweltbericht berücksichtigt werden können und damit einer Weiterverfolgung der vorge-
schlagenen Netzveränderung nicht entgegenstehen.“ ([2], S. 14) 

 

5.5 Diskussion des Vortrags  

In der an den Vortrag3 anschließenden Diskussion wurde von Seiten eines Verfassers des 
Umweltberichts behauptet, wesentliche Inhalte des Vortrags würden unwahr sein und somit 
die Kritik am Umweltbericht nicht zutreffen bzw. wäre ungerechtfertigt. Eine genaue Prü-
fung der Vorwürfe hat jedoch ergeben, dass alle getroffenen Aussagen eindeutig durch 
entsprechende Textstellen des Umweltberichts belegbar sind. Diese Textstellen wurden 
den Kritikern per E-Mail zugesandt mit der Bitte um eine Stellungnahme. Eine Antwort ist 
allerdings ausgeblieben. 

Für sämtliche Kritikpunkte am Umweltbericht in diesem Artikel sind die entsprechenden 
Textpassagen des Umweltberichts zitiert, so dass jeder Leser dazu eingeladen wird, sich 
selbst ein Bild zu machen. 
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6. Erfahrungen mit der Verkehrs-SUP in 
Deutschland und Europa 

Dieter Günnewig, Bosch&Partner, Hannover 

 

6.1 SUP für Verkehrspläne und -programme 

Verkehrspläne und -programme sind ausdrücklich Gegenstand der Richtlinie 2001/42/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die Prüfung der Umweltauswirkungen 
bestimmter Pläne und Programme („SUP-Richtlinie“) vom 21. Juli 2001. Damit sind die 
Zielstellungen, Grundsätze, charakteristischen Elemente und inhaltlichen Anforderungen 
der SUP in die jeweiligen bestehenden oder neu geschaffenen vorgelagerten Verfahren auf 
nationaler Ebene zu integrieren (s. Vortrag Günnewig in diesem Band). Das jeweilige, in 
aller Regel hierarchisch geordnete Planungssystem des Mitgliedsstaats im Verkehrsbe-
reich ist darüber hinaus so zu organisieren, dass durch geeignete Abschichtung der Prüfin-
halte Mehrfachprüfungen auf den verschiedenen Ebenen vermieden werden. 

 

6.2 Verkehrsplan und SUP als gemeinsamer Prozess 

Im Rahmen der von der Richtlinie vorgesehenen obligatorischen Verfahrenselemente 

• Konsultation von Umweltbehörden bei der Festlegung des Umfangs und Detaillie-
rungsgrads der in den Umweltbericht aufzunehmenden Informationen, 

• Umweltbericht zum Planentwurf, 

• Konsultation von Behörden und Öffentlichkeit sowie benachbarten Mitgliedsstaa-
ten, deren Umwelt erheblich beeinträchtigt werden kann, bei der Entscheidungs-
findung, 

• Berücksichtigen des Umweltberichts und der Ergebnisse der Konsultationen bei 
der Entscheidungsfindung, 

• Bekanntgabe über die Annahme des Plans oder Programms 

wird die SUP-Praxis und am Ende auch der Erfolg der SUP vor allem davon abhängen, wie 
die in der Regel über einen längeren Zeitraum erfolgende Ausarbeitung des Plans bzw. 
Planentwurfs und des Umweltberichts ausgestaltet wird, und ob in diesen Prozess iterative 
Schleifen zwischen der Fachplanung und der umweltfachlichen Begleitung vorgesehen 
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werden. So gehen die Überlegungen zur Umsetzung der SUP so weit, die Phasen der Dis-
kussion und anschließenden Festlegung des Untersuchungsrahmens nicht ausschließlich 
zu Beginn eines Prozesses zu führen, sondern entsprechend der Komplexität der planeri-
schen Aufgabe prozessbegleitend anzulegen (Köppel u.a. 2004). 

Da die Regelungen der SUP als Mindestrahmen für die verfahrensmäßige und ebenso in-
haltliche Umsetzung gelten und entsprechend interpretierbar sind, besteht bei einer „nur“ 
formalrechtlichen Verfahrensintegration der SUP die Gefahr, dass ihr Gestaltungspotenzial 
nicht ausreichend genutzt wird. Der Umweltbericht wird zwar inhaltlich vollständig sein, 
allerdings den Plan zu wenig beeinflussen, wenn er sich im Wesentlichen auf den Planent-
wurf bezieht und dessen Ausarbeitung nicht konstruktiv begleitet hat. Im Sinne eines „gu-
ten“ Plans geht es der SUP darum, die eigentlichen verkehrlichen Aufgabenstellungen zu 
unterstützen und zu optimieren, indem die umweltfachlichen Belange aufbereitet und in die 
für solche Verfahren typische Abfolge iterativer Entscheidungsprozesse einbezogen wer-
den. Um dies zu erreichen, muss die Umweltprüfung von den Planverantwortlichen als 
selbstverständlicher Bestandteil der Planung angenommen und vertreten werden in der 
Überzeugung, dass mit ihrer Hilfe eine Verbesserung und Akzeptanzsteigerung des Pla-
nungsergebnisses erreicht werden kann und soll. Das in der Literatur beschriebene Bei-
spiel der SUPerNOW zur Klärung von Grundsatzfragen zur Raum- und Verkehrsentwick-
lung im Wiener Nordwesten ist ein Beispiel dafür, dass sie sehr bewusst als partizipatives 
Integrations- und Planungsinstrument eingesetzt werden kann und so in diesem Bereich 
das Mindestinstrumentarium der Konsultationen deutlich erweitertet (Arbter 2007). 

Beispielhaft ist die Vorgehensweise im Rahmen eines deutschen Forschungsvorhabens 
zur Verkehrsentwicklungsplanung auf kommunaler Ebene analysiert und aufgearbeitet 
worden (Gerlach u.a. 2006; s. Abb. 6-1). Dieser Plantyp ist auf das Planungsgebiet einer 
Stadt ausgerichtet und vom Ansatz her verkehrsträgerübergreifend und netzbezogen ange-
legt, allerdings häufig nicht SUP-pflichtig. Erkennbar ist die zeitlich parallele Anlage der 
Prozesse von Fachplanung und Strategischer Umweltprüfung, die durch Beteiligungspro-
zeduren und Abstimmungen miteinander in Verbindung stehen. Der Ablauf der Planungs-
phasen ist in dieser abstrahierten Form auch auf andere Planungsebenen übertragbar und 
im Grunde nichts Neues (FGSV 2001). Eine Umweltfachbegleitung und mehr oder weniger 
intensive Beteiligungsansätze hat es verschiedentlich schon gegeben, ohne dass es je-
doch in Deutschland auf einer der üblichen Planungsebenen eine verfahrensrechtlich defi-
nierte Verpflichtung dazu gegeben hätte. Hervorzuheben an dem Prozess ist, 

• dass mit der Festlegung des Untersuchungsrahmens auch die Art und Weise der 
Einbindung der SUP in den Planungsprozess bestimmt wird, 

• dass über die SUP im Rahmen der Zustandsanalyse auch die Möglichkeit ge-
schaffen werden kann, Mängel am bestehenden Verkehrsnetz im Hinblick auf die 
Erfüllung der zu definierenden Umweltziele festzustellen und damit den Maßnah-
menkatalog verkehrlicher Optionen auch zur Verbesserung der Zielerreichung im 
Umweltschutz zu bereichern, 
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• dass mit der SUP die Auseinandersetzung mit Alternativen systematisch in die 
Entscheidungsfindung eingebracht und qualifiziert wird und 

• dass auf diese Weise ein Verkehrsplan (-entwurf) entstehen kann, der bereits pro-
zesshaft die Belange der Umwelt integriert, der mit dem Umweltbericht eine sys-
tematische Dokumentation der Vorgehensweise und der geforderten Angaben 
enthält, bevor er in den formalen Konsultationsprozess gemäß Art. 6 und 7 SUP-
RL gegeben wird. 

Abb. 6-1 Ablauf eines idealen integrativen Planungsprozesses für einen Verkehrs-
entwicklungsplan mit Strategischer Umweltprüfung (Gerlach u.a. 2006) 
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6.3 Nationale Verkehrswegeplanung und angepasste 
Vorgehensweisen der SUP 

Die inhaltlichen und Struktur gebenden Elemente der SUP sind in den Mitgliedsstaaten 
entweder in die bestehenden Verfahren zu integrieren, oder es müssen neue Verfahren 
geschaffen werden, um die Anforderungen zu erfüllen. Deutschland und Österreich sind 
aufgrund der jeweiligen Vorgehensweise ihrer nationalen Verkehrswegeplanung zwangs-
läufig auch verschiedene SUP-Wege gegangen, woran aber auch erkennbar ist, dass die 
Umweltprüfung recht flexibel und anpassungsfähig umgesetzt werden kann. Wesentlich für 
die konkrete Ausgestaltung der SUP ist in erster Linie der jeweilige Plan mit seinen Zielset-
zungen und der Gegenstand der jeweils zu treffenden Entscheidungen. So werden EU-weit 
Verkehrsplantypen unterschieden, die jeweils unter den rechtlich definierten Rahmenbe-
dingungen Gegenstand der SUP sein können: verkehrsträgerübergreifende Pläne, die das 
gesamte Verkehrsnetz oder Teilnetze zum Gegenstand haben, aber auch korridorbezoge-
ne Pläne, die sich auf Lösungsmöglichkeiten in einer bestimmten Verkehrsrelation bezie-
hen, oder auch nach Dringlichkeit erstellte Vorhabenprogramme, die sich aus zumeist 
komplexen Bewertungsverfahren ergeben (Abb. 6-2). 

Abb. 6-2 Typisierung von Verkehrsplänen, die Gegenstand der SUP sein können 
(EU-Commission, DG TREN 2005) 
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Österreich hat die SUP landesweit nicht in einem einheitlichen Gesetz geregelt, sondern 
seine SUP-Bestimmungen auf Bundesebene in diverse Fachgesetze integriert, z.T. aber 
auch neue Gesetze für die Umweltprüfung geschaffen. Mit dem Gesetz zur Strategischen 
Prüfung im Verkehrsbereich (SPV-G) wurde der rechtliche Rahmen für eine großräumige, 
verkehrsträgerübergreifende Korridorprüfung geschaffen für den Fall, dass das für die ein-
zelnen Verkehrsträger gesetzlich definierte hochrangige Bundesverkehrswegenetz auf An-
trag geändert bzw. erweitert werden soll. Allerdings hat der Gesetzgeber in Österreich bis-
her nicht entschieden, den Österreichischen Gesamtverkehrsplan (GVP-Ö 2002), der das 
langfristige strategische Ausbauprogramm des Bundes für alle Verkehrsträger umfasst, 
gesetzlich zu verankern und damit der SUP zugänglich zu machen. 

In Deutschland werden die Bestimmungen der SUP-RL für die jeweilige Entscheidungs-
ebene in den UVP-Gesetzen des Bundes und der Länder einheitlich umgesetzt. Entspre-
chend der Vorgehensweise zur UVP umfasst das Bundes-UVP-Gesetz (UVPG) die Rege-
lung der SUP für alle in der Anlage 3 des Gesetzes aufgeführten Pläne und Programme. 
Hierzu gehören auch gemäß Nr. 1.1 der Anlage 3 „Verkehrswegeplanungen auf Bundes-
ebene einschließlich Bedarfspläne nach einem Verkehrswegeausbaugesetz des Bundes“. 
Für den auf dieser Ebene bestehenden Bundesverkehrswegeplan (BVWP), der ähnlich 
dem Österreichischem Generalverkehrsplan (GVP) ein komplexer Investitionsrahmenplan 
ist, gelten nunmehr zum einen die allgemeinen SUP-Bestimmungen §§ 14a bis o, zum an-
deren aber auch die besonderen Bestimmungen des § 19b UVPG.  Demnach werden in 
Zukunft bei der Verkehrsplanung des Bundes und dem dort zu erstellenden Umweltbericht 
„in Betracht kommende vernünftige Alternativen..., insbesondere alternative Verkehrsnetze 
und alternative Verkehrsträger ermittelt, beschrieben und bewertet“. Dabei ist zur Vermei-
dung von Mehrfachprüfungen zu berücksichtigen, dass das System der Projektverwirkli-
chung von Bundesverkehrswegen, insbesondere von Bundesfernstraßen, im weiteren Ver-
lauf der Planung eine 2-stufige Vorgehensweise vorsieht (Vorplanung und Linienbestim-
mung mit UVP im Raumordnungsverfahren; Genehmigungsplanung mit UVP im Planfest-
stellungsverfahren), d.h. diesbezüglich klare Abgrenzungen des Untersuchungsgegenstan-
des und -ziels von SUP und UVP erforderlich werden. 

Der Herausforderung einer SUP für den deutschen Bundesverkehrwegeplan wird nun prak-
tisch zu begegnen sein. Unter den programmatischen Rahmenbedingungen der jeweiligen 
Verkehrspolitik erfolgt in einem Turnus von 5 Jahren voraussichtlich ab 2009 die Überprü-
fung der geltenden, gesetzlich bestimmten Bedarfspläne. Bisher führte dies regelmäßig zur 
Entscheidung über die Neuaufstellung oder Überarbeitung des jeweils geltenden, alle Ver-
kehrsträger umfassenden Bundesverkehrswegeplans. 

Bei der Operationalisierung der SUP zum BVWP kann bereits auf eine Tradition bei der 
Berücksichtigung der Umweltbelange zurückgegriffen werden. Bereits über inzwischen 3 
Plangenerationen hinweg wurden bereits Umweltrisikoeinschätzungen (URE) durchgeführt 
und fortentwickelt, so dass sie auch im europäischen Kontext als Maßstab für Umweltprü-
fungen auf der nationaler Ebene gelten können. Gleichwohl ist festzustellen, dass es sich 
bei dem bisherigen Verfahren nicht um eine Umweltprüfung des verkehrsträgerübergrei-
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fenden Gesamtnetzes von Bundesverkehrwegen handelte, sondern um eine der strategi-
schen Entscheidungsebene angemessene und qualifizierte Prüfung einzelner Projekte. Im 
Hinblick auf die konkreten Anforderungen der SUP ist die Vorgehensweise nun neu auszu-
richten, was sowohl die Verfahrenselemente als auch die inhaltliche Herangehensweise 
betrifft. Erste konkrete Vorschläge hierzu wurden bereits in Parallellage des BVWP 2003 im 
Auftrage des Umweltbundesamtes entwickelt, allerdings nicht mehr in das laufende Verfah-
ren eingebracht (s. Köppel u.a. 2004). Diese betreffen u.a. die integrative Prozessstruktur 
von BVWP und SUP, die Integration eines Verfahrens zur Festlegung des Untersuchungs-
rahmens, die Erweiterung der URE auf das Netz, die Einbeziehung von Alternativen kon-
zeptioneller Art und die Entwicklung einer angemessenen Beteiligung der Öffentlichkeit. 

Der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass die Bestimmungen für vergleichbare Pläne 
in den Bundesländern, zum Beispiel Bedarfspläne für die Landesstraßen oder Landesver-
kehrspläne, z.T. in den jeweiligen Landes-UVP-Gesetzen gefasst worden sind, so z.B. in 
Brandenburg und Sachsen. Soweit die Verkehrsplanung im Rahmen kommunaler oder 
regionalplanerische Zuständigkeiten stattfindet und beschlossen wird, ist sie ggf. Gegens-
tand der Umweltprüfung des Flächennutzungsplans gemäß Baugesetzbuch (BauGB) oder 
des regionalen Raumordnungsplans gemäß Bundesraumordnungsgesetz (ROG). 

 

6.4 Ausgewählte Hinweise zur Operationalisierung der 
Verkehrs-SUP 

Nachfolgende Überlegungen beziehen sich auf diverse bereits in der Literatur verfügbare 
Quellen. Diese und weitere praktische Erkenntnisse wurden im Leitfaden Strategische 
Umweltprüfung (SUP) in der kommunalen Verkehrsentwicklungsplanung (Gerlach u.a. 
2006) zusammengefasst. Die nachfolgenden Themen wurden ausgewählt, da sie für den 
fachlichen, d.h. den Umweltbericht betreffenden Prozess der Informationsermittlung zur 
SUP eine besondere Bedeutung haben. 

6.4.1 Vororientieren und Scoping 

Die Umsetzung der SUP wird sich immer sehr individuell an den Besonderheiten, der Ziel-
setzung und Aufgabenstellung des jeweiligen Verkehrsplans auszurichten haben. Im Rah-
men der vorgeschriebenen Verfahrensschritte und der Informationsanforderungen an den 
Umweltbericht können sich dabei recht unterschiedliche Vorgehensweisen und inhaltlich-
methodische Handlungsmöglichkeiten ergeben. Es kommt daher in einer verhältnismäßig 
frühen Phase des Planungsprozesses darauf an, die jeweilige Ausgangssituation zu Be-
ginn des Planungsprozesses zu analysieren und den Untersuchungsrahmen der SUP dar-
aufhin abzustimmen und festzulegen. 

Welche Situation ist typisch für einen Verkehrsplan auf strategischer Ebene, worum geht 
es bei der Bestimmung und Festlegung des Untersuchungsrahmens? Die Ausdehnung des 
Planungsraumes erfordert einen eher groben Betrachtungsmaßstab, die Entscheidungssi-
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tuation ist zumeist komplex und vielschichtig. Ein strategischer Verkehrsplan hat in der Re-
gel bestehende Unzulänglichkeiten im Verkehrssystem und deren Verbesserung zum Ge-
genstand. Im Zuge der Planung befasst man sich je nach Plantyp und Planaufgabe mit den 
verkehrlichen Lösungsmöglichkeiten, im Idealfall ganzheitlich und unter Berücksichtigung 
der intermodalen Verflechtungen, möglicherweise aber auch nur im Hinblick auf die Lö-
sungsmöglichkeiten innerhalb eines Sektors, z.B. des Straßenbaus. Entsprechend ist auch 
die Umgangsweise mit dem zentralen SUP-Thema für den Verkehrsektor, nämlich der Fra-
ge nach den jeweils vernünftigen alternativen Lösungen, entweder umfassend und bezo-
gen auf das gesamte Mobilitätssystem bzw. das Netz als Ganzes, oder aber die Alternati-
ven sind beschränkt auf die verkehrsträgerbezogene Sicht, ggf. sogar nur auf einzelne, 
zum Plan oder Programm gehörenden Vorhaben und deren räumliche Alternative. 

Vor dem Hintergrund der Merkmale des jeweiligen Plans sind Vorgehensweise und Metho-
dik der Umweltprüfung vorab festzulegen. Dabei geht es im Prinzip darum, die Informati-
onsanforderungen an den Umweltberichts zu erfüllen. Es geht um Fragen der Darstellung 
und des Maßstabs, um die Art und Weise des Abstraktionsgrades der relevanten Ursache-
Wirkungs-Zusammenhänge und ihrer Beurteilung. Die Untersuchungsmerkmale sind i.d.R. 
grobkörniger und kleinmaßstäbiger als in der UVP. Da in der Regel keine Primärdaten er-
hoben werden, sondern vorhandene Daten für die Auswirkungsprognosen genutzt werden, 
sind Abstriche bei der Aussageschärfe hinzunehmen, was im Hinblick auf die Planebene 
aber kein Mangel sein muss. Die Verarbeitung der Datenmengen erfordert zunehmend den 
intelligenten Einsatz leistungsfähiger Geographischer Informationssysteme. 

Methodisch besteht die Aufgabe vor allem darin, den Gesamtzusammenhang der Vorge-
hensweise zu klären. Die geltenden Umweltziele, die durch den Verkehrsplan und die zu 
erwartenden Auswirkungen betroffen sein können, sind der Ausgangspunkt für die Überle-
gungen, welche Umweltauswirkungen wie erfasst und dargestellt sowie beurteilt werden. 
Die ausgewählten Kriterien und mit ihrer Indikation erzielten Ergebnisse sind zielbezogen 
zu interpretieren und a) systematisch in den Prozess der Planaufstellung einzubringen mit 
dem Ziel, den Plan zu optimieren und b) ebenso systematisch im Umweltbericht darzustel-
len, um die möglichst weit gehende Zielerfüllung des Plans zu dokumentieren. 

Inwieweit bereits zu Beginn der Planung der Untersuchungsrahmen abschließend festge-
legt werden kann, hängt dabei von der Komplexität des Plans bzw. Programms und seiner 
Entstehung ab. So ist vorstellbar, dass sich die konzeptionelle Planung zunächst mit dem 
Vergleich von Entwicklungsszenarien und der Festlegung des zugrunde zulegenden Ent-
wicklungsszenarios befasst. In einer weiteren Phase könnte es dann um die Beurteilung 
unterscheidbarer Vorhabenkombinationen oder einzelner Vorhaben gehen, bevor dann das 
endgültige Vorhabenprogramm für den Plan festgelegt wird. Da ein derartiger, möglicher-
weise in sich gestufter Prozess sehr dynamisch verlaufen kann, wird der Untersuchungs-
rahmen für die Umweltprüfung möglichst unter Beteiligung der Umweltbehörden ggf. neu 
anzupassen sein. 
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6.4.2 Problemanalyse 

Der analytische Ausgangspunkt für den Verkehrsplan, möglicherweise auch der Anlass für 
den Beschluss, einen bestehenden Verkehrsplan zu überarbeiten oder aber neu aufzustel-
len, ist üblicherweise die Feststellung bestehender verkehrlicher Mängel im jeweiligen Be-
zugsnetz. Diese Mängel gilt es dann mit den geeigneten verkehrsplanerischen Mitteln zu 
beheben. Hat der Umweltbericht der SUP dann festzustellen, welche positiven und negati-
ven Umweltwirkungen durch den Plan bzw. die Maßnahmen zu erwarten sind und welche 
Maßnahmen zur Verminderung oder zum Ausgleich der Umweltauswirkungen zu treffen 
sind, wird es von Vorteil sein, wenn im Zuge der Mängelanalyse auch bestehende Konflikte 
des Verkehrs mit der Umwelt ermittelt werden, die sich mit Mitteln der Verkehrsplanung 
entschärfen lassen und in den Plan Eingang gefunden haben. Beispiele derartiger Maß-
nahmen sind z.B. solche, die durch Bündelung von Verkehrswegen zur Entlastung beitra-
gen, die stark durch Lärm betroffene Siedlungsbereiche beruhigen oder vorhandene Zer-
schneidungswirkungen verringern können. Für den Bundesverkehrswegeplan in Deutsch-
land wird die Möglichkeit diskutiert, ausgehend von einer Analyse der Barriereeffekte auch 
Maßnahmen zur Erhöhung der Durchlässigkeit des bestehenden Fernverkehrsnetzes in 
das Dringlichkeitsprogramm aufzunehmen. Auf diese Weise könnte der Umweltbericht 
auch eine Bilanzierung der durch den Plan verursachten Umweltbelastungen und  
-entlastungen dokumentieren. 

6.4.3 Zielsystem 

Ein Zielsystem bildet die Grundlage für alle weiteren Arbeitsschritte. Für die spätere Trans-
parenz des Verfahrens empfiehlt es sich, den Umfang der theoretisch sehr zahlreichen 
Einzelziele des Gesamtziels „Vermeidung und Verbesserung der Umweltsituation“ auf ein 
bewältigbares und vermittelbares Maß zu begrenzen. Das Spektrum der verkehrsbedingt 
berührten Umweltziele umfasst den Schutz des globalen Klimas, gemessen z.B. am Indika-
tor des CO2-Ausstoßes, sowie die Umweltverträglichkeit des Verkehrssystems, d.h. die 
Verringerung der Gesundheitsbelastungen, die Sicherung von Schutzgebieten oder des 
Lebensraumverbundes und die Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Böden und des Was-
serhaushaltes, um  nur einige wichtige Zielbereiche zu nennen. Als Ordnungsschema sind 
die Schutzgüter der SUP geeignet. 

Einen Ansatzpunkt für eine systematische Ausarbeitung bieten z.B. die Überlegungen von 
Aschemann (2006), der nach eingehender Analyse geeignete Kriterien für Verkehrspläne 
benennt und sie der jeweiligen Hierarchiestufe zuordnet. Ein anderes, auch in der Praxis 
angewendetes Beispiel liegt mit der LandesVerkehrsPlanung im Bundesland Nordrhein-
Westfalen vor (IGVP NRW 2006). Derartige Festlegungen sollten allerdings möglichst unter 
Beteiligung der auch im Scoping zu beteiligenden Umweltbehörden vorgenommen werden, 
da von deren Zustimmung die Akzeptanz des gesamten Planergebnisses abhängen kann. 
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Das Zielsystem ist methodisch mit den konkret messbaren bzw. prognostizierbaren Indika-
toren zu verknüpfen. Es ist darauf zu achten, dass die Verbindung zwischen dem erzielten 
Bewertungsergebnis und dem Grad der Zielerfüllung erkennbar wird. 

Im Optimalfall sind die Umweltziele Bestandteil des für den Plan entwickelten Zielsystems, 
in dem  verkehrliche, gesellschaftliche und Umweltziele mit einem zeitlichen und inhaltli-
chen Anspruchsniveau belegt und durch Indikatoren konkretisiert sind. 

6.4.4 Entwicklung und Beurteilung von Maßnahmen und Alternativen 

Ausgehend von der Analyse der verkehrsbedingten Umweltkonflikte im bestehenden Ver-
kehrsnetz sollte die Mitwirkung der Umweltprüfung bei der Verbesserung des Verkehrsnet-
zes und der Optimierung den vernünftigen Maßnahmen und deren Alternativen aus Um-
weltsicht in den Prozess eingestellt werden. Dies beinhaltet folgerichtig die systematische 
Prüfung von Alternativüberlegungen, die später im Umweltbericht angemessen darzustel-
len ist. Je nach Aufgabenstellung des Plans kann dies dann auch die Möglichkeiten zur 
Verkehrsvermeidung und -verlagerung einschließen oder die Frage betreffen, ob auch an-
dere Verkehrsträger oder Maßnahmen des Verkehrsmanagements geeignet sind, den Be-
darf unter geringeren Umweltbelastungen dennoch auf vernünftige Weise zu decken. Viel-
fach haben sich die bisherigen Umweltbeiträge von strategischen Verkehrsplänen und  
-programmen häufig auf die Beurteilung von einzelnen Maßnahmen beschränkt, d.h. es 
fanden Projektprüfungen auf abstrakterem Maßstabsniveau statt. Damit sind sicherlich z.B. 
für die Bundesverkehrswegeplanung in Deutschland - auch ohne die SUP-Pflicht - bereits 
vorzeigbare Ergebnisse erzielt worden. Daher ist mit Recht die SUP unter dem Blickwinkel 
voranzutreiben, die auf Einzelvorhaben bezogene Umweltprüfung entsprechend dem An-
liegen und der Zielsetzung der SUP stärker auf das gesamte Mobilitätssystem bzw. das 
Gesamtnetz auszurichten. 

 

6.5 Zusammenfassung 

Die SUP steht nicht losgelöst neben den Arbeiten zur Aufstellung des Verkehrsplans. Die 
SUP-Bestimmungen sind so zu verstehen, dass die möglichen Umweltauswirkungen im 
Zuge der Aufstellung des Plans und seiner Annahme in die Entscheidungsfindung einbe-
zogen werden und möglichst auch bei der Entwicklung und Prüfung von Alternativen eine 
maßgebliche Rolle spielen. 

Die SUP hat im Umweltbericht die Aufgabe, die planbedingten Umweltauswirkungen sys-
tematisch zu analysieren, zu bewerten, zu bilanzieren und damit auch zu beurteilen, inwie-
weit dem Oberziel der Verbesserung der Umweltqualität in seinen relevanten Teilaspekten 
durch den Plan entsprochen wird. Entsprechend wird im Rahmen der Festlegung des Un-
tersuchungsrahmens sowohl das Prozedere des Miteinanders von Planaufstellung und 
SUP-Begleitung bestimmt als auch die Untersuchungsmethodik beschlossen. Dabei ist 
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ausgehend von den festgelegten Umweltzielen auf die Durchgängigkeit des Bewertungs-
verfahrens bis hin zu den Bestimmungen des Monitoring zu achten. 

Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, ist der Umweltbericht prozessorientiert zu erstellen. 
Mit der Erarbeitung der Informationen für den Umweltbericht wird der Plan kontinuierlich 
bzw. in den dafür vorgesehenen Phasen optimiert. 

Für die spätere Akzeptanz des Planes sowohl bei den beteiligten bzw. betroffene Fachbe-
hörden als auch der Öffentlichkeit sind die entsprechenden Verfahrensvorgaben umzuset-
zen. Die Erfahrungen aus derartigen Planungsprozessen legen eine großzügige Auslegung 
der Mindestanforderungen zur Konsultation im Planungsprozess nahe. 

Entsprechend der Komplexität und Dauer des Planungsprozesses ist zu empfehlen, die 
Beteiligungen zur Festlegung des Untersuchungsrahmens prozessbegleitend anzulegen, 
damit der Erkenntnisfortschritt verfahrenssicher Berücksichtigung findet. Auch die Maß-
nahmen-  bzw. Alternativenentwicklung sollte zu gegebenem Zeitpunkt Gegenstand der 
prozessbegleitenden Konsultationen werden. Bei der Abwägung und Entscheidung über 
den Plan sind die Bestimmungen zur Öffentlichkeitsbeteiligung vor dem Hintergrund der 
Möglichkeiten des Internet, aber auch der Nutzung kommunikationsorientierter Foren auch 
im Hinblick auf die Akzeptanzförderung zu bewerten und umzusetzen. 

Die vorstehenden Ausführungen sollen dazu ermutigen, die SUP-Bestimmungen im Sinne 
eines „guten Plans“ auszulegen und den Mindestrahmen der SUP-Richtlinie so zu auszu-
gestalten, dass die fachliche Qualität des Fachplans auch aus Umweltsicht optimiert wird 
und in der Folge durch eine adäquate Beteiligungsregelung auch die höchstmögliche Ak-
zeptanz in der Öffentlichkeit erreicht wird. 
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Presseaussendung der AK vom 25.09.2007 

SUP-Richtlinie 

SP-V-G (Bundesgesetzblatt) 

Vorschläge der ÖGUT-Arbeitsgruppe 
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EINLADUNG  
 

zur TAGUNG  
 

der Bundesarbeitskammer und des ÖKOBÜROs 
 

über 

 

Die Strategische Umweltprüfung (SUP) im 
Verkehrsbereich 

Führte die Umsetzung der SUP-RL zu Änderungen der Planungs-
praxis? 

 

Dienstag, 25. September 2007 
08:30 bis 14:30 Uhr 

 

Tagungsort: 

Technisch gewerbliche Abendschule der Kammer für 
Arbeiter und Angestellte für Wien 

4. Stock, Hörsaal B 402 
Plößlgasse 13, 1040 Wien 

Erreichbarkeit: Straßenbahn D Station Plößlgasse, U1 Taubstummengasse 
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PROGRAMM 
 

08:30  Registrierung und Empfang 

09:00  ERÖFFNUNG 
  Sylvia LEODOLTER, Bundesarbeitskammer 

09:15  Regelt die SUP-Richtlinie die zentralen Elemente einer Strategischen 
Umweltprüfung? 
Dieter GÜNNEWIG, Bosch&Partner, Hannover 

09:30  Die Planungs- und Entscheidungspraxis im Verkehrsbereich vor  
und nach der Umsetzung der SUP-Richtlinie in Österreich   
Cornelia MITTENDORFER, Bundesarbeitskammer 

09:50  Wie strategisch ist die „Strategische Prüfung Verkehr“ nach dem  
  Bundesgesetz (SP-V-G)?  
  Fritz KROISS, Umweltbundesamt 

10:10  Werden die Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung bei der SUP  
  berücksichtigt? - Vergleich Österreich/Europa  
  Thomas ALGE, ÖKOBÜRO/Justice and Environment Network 

10:30  PAUSE 

11:20  Kärntner Praxisbeispiele zur SUP bei Bundesstraßen  
Robert UNGLAUB, Raum- und Landschaftsplaner 

11:40  Erfahrungen mit der Verkehrs-SUP in Deutschland und Europa  
Dieter GÜNNEWIG, Bosch&Partner, Hannover 

12:15  MITTAGSBUFFET 

13:15   Podiumsdiskussion  
  Bringt die Verkehrs-SUP nach der bisherigen Praxis umwelt- und   
  verkehrspolitische Vorteile? 

Ursula PLATZER-SCHNEIDER, Lebensministerium   
Sabine MAYER, Umweltbundesamt  
Alexander WALCHER, ASFINAG  
Andreas NETZER, ÖBB-Infrastruktur Bau AG  
Michael HECHT, Fellner Wratzfeld & Partner Rechtsanwälte  
Christian SCHREFEL, 17&4 Organisationsberatung 

Moderation der Podiumsdiskussion:  
Cornelia MITTENDORFER, Bundesarbeitskammer 

14:30  ENDE der Veranstaltung 

 

Moderation der Tagung: Verena MADNER, Wirtschaftsuniversität Wien 



P R O G R A M M  Z U R  T A G U N G  V O M  2 5 . 0 9 . 2 0 0 7  

B u n d e s a r b e i t s k a m m e r    71  

Hintergrund 
 

Die SUP-Richtlinie (RL 2001/42/EG der EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen 
bestimmter Pläne und Programme vom 27. Juni 2001) war bis zum 20. Juli 2004 in natio-
nales Recht umzusetzen. Die Richtlinie bezieht sich in ihrem Anwendungsbereich auf die 
UVP-Richtlinie und die Natura 2000 Schutzgebiete. Sofern bestimmte Pläne und Pro-
gramme die Grundlage für Projekte sein können, die eine UVP oder eine Naturschutzver-
fahren für Projektgenehmigungen erforderlich machen, ist vor der Planerstellung eine SUP 
(Strategische Umweltprüfung) erforderlich. 

Der Kern der SUP ist der zu erstellende Umweltbericht, der die voraussichtlichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen sowie die vorgesehenen Alternativen ermittelt, beschreibt und 
bewertet. Während der Prüfung der Pläne und Programme sind die Öffentlichkeit und die 
Umweltbehörden zu konsultieren. Die Ergebnisse der SUP und des Konsultationsverfahren 
müssen in der Entscheidung über den Plan/Programm berücksichtigt werden („Berücksich-
tigungspflicht“). Die Entscheidung und die Entscheidungsgründe sind zu veröffentlichen. 

In Österreich erwarteten viele von der SUP eine Verbesserung der Verkehrsplanung und 
eine Entlastung der UVP-Verfahren von Grundsatzfragen (zB Alternativenprüfung, Ver-
kehrsträgerwahl: Straße oder Schiene?) und dadurch eine beschleunigte und konfliktfreiere 
Abwicklung der UVP-Genehmigungsverfahren). Im Zuge des Richtlinien-
Umsetzungsprozesses hat eine mit allen für die Verkehrsplanung relevanten Stakeholdern 
(zB Arbeiterkammer, ASFINAG, WKÖ, Umwelt- und Verkehrsministerium, ÖKOBÜRO etc) 
besetzte Arbeitsgruppe im Rahmen der ÖGUT (Österreichische Gesellschaft für Umwelt 
und Technik) ein Konsenspapier mit Empfehlungen zur Umsetzung der SUP-RL im Ver-
kehrsbereich erarbeitet. Die wesentlichen Aspekte dieser Empfehlungen wurden bisher 
jedoch nicht umgesetzt. 

Das „Strategische Prüfung Verkehr Gesetz (SP-V-G)“ ist der rechtliche Umsetzungsakt 
für die SUP im Verkehrsbereich des Bundes. Nach unserer Einschätzung setzt die SUP 
nach diesem Gesetz im Planungsprozess erst sehr spät an, sodass grundlegende Ände-
rungen in der Praxis kaum mehr möglich sind, weil der Planungsprozess schon weit fortge-
schritten ist. Außerdem orientiert sich das Gesetz stark an konkreten Projekten eines Ver-
kehrsträgers (zB ein konkretes Straßenprojekt). Eine verkehrsträgerübergreifende Pla-
nung (Straße oder Schiene von A nach B?) scheint durch das Gesetz nicht möglich zu 
sein. Die Bundesländer sind noch deutlich zurückhaltender mit der SUP für Landesstra-
ßen. Angekündigte Gesetzesnovellen sind bisher nicht in Kraft getreten. 

Ziel der Tagung ist die Darstellung der Entwicklung in der österreichischen Verkehrspla-
nung- und Politik in Folge der Umsetzung der SUP-Richtlinie in Österreich. Das SP-V-G 
und Erfahrungen damit werden von verschiedenen Seiten dargestellt und diskutiert. Ein 
Blick in die Bundesländer und in unsere EU-Nachbarstaaten soll zeigen, dass die Umset-
zung der Richtlinie nicht nur in Österreich eine große Herausforderung ist..
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AK: Novelle zur Umweltprüfung für Verkehr dringend nötig! 

Das Gesetz über die Strategischen Umweltprüfung für den Verkehr muss grundle-
gend verändert werden, verlangt die AK anlässlich einer heute, Dienstag, stattfin-
denden gemeinsamen Tagung mit dem Ökobüro. Das 2005 beschlossene Gesetz hat 
sich in der Praxis als völlig unzureichend erwiesen. Es wurden fünf Umweltprüfun-
gen für Straßenprojekte nach diesem Gesetz durchgeführt und trotz massiver Be-
denken in den Berichten immer der Ausbau von Schnellstraßen empfohlen. Kyoto-
Ziele und wichtige Umweltgesetze blieben auf der Strecke, denn die Umweltberichte 
werden weder unabhängig geprüft noch müssen Empfehlungen verbindlich berück-
sichtigt werden, kritisiert die AK. 

Die EU-Richtlinie zur Strategischen Umweltprüfung (SUP) verlangt auch für den Verkehrs-
bereich, dass gesetzliche Pläne und Programme einer Umweltprüfung unterzogen werden. 
Die AK hatte damals vor der Umsetzung der Richtlinie in Österreich vehement die Strategi-
sche Umweltprüfung als verkehrsträgerübergreifende Prüfung des Generalverkehrsplanes 
Österreich aus 2002 gefordert. Aber auch, dass darin nicht nur der Ausbau der Infrastruktur 
enthalten sein soll, sondern ebenso verkehrspolitische Maßnahmen, insbesondere zur 
Steuerung des Verkehrsaufkommens im Sinne der Effizienz und der umweltpolitischen 
Ziele unter Berücksichtigung eines verbesserten Mobilitätsmanagements. 

2005 wurde das Gesetz zur Strategischen Prüfung im Verkehrsbereich (SP-V-G) beschlos-
sen, aber alle im Generalverkehrsplan Österreich aufgelisteten Projekte blieben ausge-
klammert – immerhin rund 70 Straßen- und 200 Schienenprojekte. Seither wurden für fünf 
neue Projekte Verkehrs-Umweltprüfungen durchgeführt. Alle betreffen Straßenprojekte, 
drei davon in Niederösterreich (Weinviertel Straße von Stockerau nach Kleinhaugsdorf, 
Marchfeldstraße, Traisentalstraße) eines in Kärnten (B 317 Scheifling-Klagenfurt) und ei-
nes in Wien (Verbindungsspange A 23 – S 1). In den Umweltberichten aller fünf Projekte 
wurde das Kyoto-Ziel praktisch völlig ausgeklammert, ebenso viele andere wichtige Um-
weltgesetze. Trotzdem wurde in allen fünf Fällen die Empfehlung für einen Schnellstraßen-
ausbau gegeben, allerdings jeweils in Kombination mit einer Empfehlung für den Ausbau 
des öffentlichen Verkehrs. Ins Bundesstraßengesetz ist dann aber nur die Straßentrasse 
aufgenommen worden, der öffentliche Verkehr ist unter den Tisch gefallen. 

Die Strategische Umweltprüfung für den Verkehr sieht weder eine externe Überprüfung der 
Umweltberichte vor noch irgendwelche Überprüfungsrechte. Auch die Pflicht des Ver-
kehrsministers, die Umwelterwägungen und Einwendungen bei der Planungsentscheidung 
zu berücksichtigen, bleibt praktisch ohne Konsequenzen. Daher fordert die AK eine ver-
kehrsträgerübergreifende strategische Umweltprüfung mit rechtsstaatlichen Standards und 
eine grundlegende Novellierung des Gesetzes zur Strategischen Prüfung im Verkehrsbe-
reich. 
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Aarhus-Konvention 

Aarhus-Compliance Committee – Entscheidung und 
Empfehlung bezüglich Armenien 

Aarhus-Compliance Committee – Entscheidung und 
Empfehlung bezüglich Belgien 
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Informationen zur Umweltpolitik 
„Informationen zur Umweltpolitik“ werden in unregelmäßigem Abstand vom Institut für Wirt-
schaft und Umwelt der AK herausgegeben und behandeln aktuelle Fragen der Umweltpoli-
tik. Sie sollen in erster Linie Informationsmaterial und Diskussionsgrundlage für an diesen 
Fragen Interessierte darstellen. 

Bei Interesse an vergriffenen Bänden wenden Sie sich bitte an die Sozialwissenschaftliche 
Studienbibliothek der AK Wien. 
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